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EINLEITUNG 


Die American Association for a Democratic Germany 
wurde vor zehn Jahren in New York unter dem Namen 
American Friends oj German Freedom gegründet. Diese 
Vereinigung fortschrittlicher Amerikaner stellte sich die 
Aufgabe, die illegale Antinazi-Bewegung in Deutschland zu 
unterstützen und in einer Periode, iq> der Hitler von einem 
aussenpolitischen Erfolg zum anderen schritt, in Amerika 
über die wirklichen Verhältnisse in Deutschland zu infor¬ 
mieren und vor allem über die Widerstandsbewegung zu 
berichten, die vom Nazi-Terror verfolgt, immer wieder ge¬ 
schlagen und atomisiert, doch niemals völlig ausgerottet 
wurde. 

Die Association hielt Verbindung mit illegalen sozialisti¬ 
schen Gruppen, mit Persönlichkeiten der oppositionellen 
Kirchenbewegung und anderen Hitlergegnern, gab ihnen 
Informationen über die Verhältnisse im Ausland und erhielt 
von ihnen Berichte über Vorgänge in Deutschland, die von 
der Nazi-Presse totgeschwiegen wurden. Sie sandte ameri¬ 
kanische Freunde als Kuriere nach Deutschland, die dann 
nach ihrer Rückkehr in die Vereinigten Staaten als Augen¬ 
zeugen einem Kreis interessierter Amerikaner vom Kampf 
der illegalen Bewegung berichteten. Diese Verbindungs¬ 
arbeit wurde immer wieder von Verhaftungswellen in 
Deutschland unterbrochen. Manche sorgfältig vorbereitete 
Reise wurde durch einen Schlag der Gestapo zunichte ge¬ 
macht. Mancher unter Schwierigkeiten aus Deutschland 
herausgeschmuggelte Brief brachte statt der sehnsüchtig 
erwarteten Nachricht die niederschmetternde Mitteilung 
von der Verhaftung teurer Freunde. Aber an ihre Stelle 
traten andere mutige Männer und Frauen, bereit, Freiheit 
und Leben herzugeben, um ihr Volk zu befreien und die 
anderen Völker zu warnen vor einer Macht, die sich an¬ 
schickte, die ganze Welt in eine Katastrophe zu stürzen. 

Die Welt wollte Frieden. Sie wollte nichts vom Kriege 
wissen und sie wollte nicht sehen, dass der Krieg bereits im 
Gange war — auf dem Kriegsschauplatz Inner-Deutschland 
und bei den “unblutigen” Erfolgen der Hitler’schen Expan¬ 
sionspolitik. Dann wurde ein Land Europas nach dem ande- 
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ren von den Nazi-Armeen überrannt:. Damit In Im auc h, 
unbeachtet von der Welt, die schwachen Stiitzpimklr und 
Verbindungsstellen, die die illegale Antina/i Hrwrgimg in 
den Nachbarländern hatte. Allmählich riss eine Vei himliing 
nach der anderen ab, bis auch die American A sux iation jof 
a Democratic Germany von ihren Freunden in Deutschland 
völlig getrennt war. 

Hitler schritt von «einem Triumph, zum anderen. “Das 
deutsche Volk steht geschlossen hinter seinem Führer“; 
“Das deutsche Volk jubelt über jede neue Eroberung'’; “Das 
deutsche Volk ist fest vom baldigen Siege überzeugt’' — so 
dröhnte die Goebbels’sche Propagandamaschine. So schien 
es tatsächlich zu sein, so jedenfalls sah die Welt Deutsch¬ 
land. Hitler und Goebbels hielten ihre Reden im Namen 
des deutschen Volkes. Das deutsche Volk hatte sie zur 
Macht kommen lassen, es hatte sich nicht erhoben, um dem 
Kriegstreiben Einhalt zu gebieten. Wie sollte die Welt jetzt 
— auf dem Höhepunkt der Hitler’schen Machtentfaltung — 
glauben, dass es in Deutschland Menschen gab, die in dem 
Nazi-Regime ihren Todfeind sahen und den aussichtslos 
erscheinenden Kampf im Lande fortsetzten? Die Associa¬ 
tion wusste, dass es solche Menschen gab; sie kannte sie 
genügend, um überzeugt zu sein, dass sie auch in einer 
Periode der Hoffnungslosigkeit den Widerstand nicht auf¬ 
geben würden. Sie suchte Beweise für ihre Ueberzeugung 
zu finden und sie der Oeffentlichkeit bekannt zu machen. 
Das war keine leichte Aufgabe. Die von den Nazi-Armeen 
überrannten europäischen Länder hatten ihre Regierungen 
im Ausland, sie waren anerkannte Bundesgenossen im 
Kampfe gegen Hitler-Deutschland, sie hatten all die Unter¬ 
stützung, die ihnen die Grossmächte zur Verfügung stellten. 
Die deutsche Antinazi-Bewegung hatte nichts. Sie war 
nicht als Verbündeter im Kampfe gegen Hitler anerkannt 
und hatte darum keinerlei Hilfsmittel, nicht einmal eine 
Möglichkeit, mit ihren Freunden im Ausland in Verbindung 
zu treten. Aus den besetzten Ländern kamen Nachrichten 
vom unbeschreiblichen Terror der Nazi-Besatzung und vom 
heroischen Widerstand der unterdrückten Bevölkerung. Nur 
in Deutschland schien aller Widerstand gebrochen. Junge 
Amerikaner, darunter Freunde und Söhne der Anhänger 
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der Association , wurden als Soldaten im Kampfe gegen 
Hitler-Deutschland verwundet, gefangen genommen, getötet. 
Wer in Amerika in dieser Zeit von einer illegalen Bewegung 
in Deutschland sprach, wurde als leichtgläubiger Romantiker 
angesehen oder sogar als eine Art deutscher, das hiess im 
Kriege feindlicher, Agent betrachtet. Trotzdem konnte die 
Association während des ganzen Krieges bestehen bleiben 
und Weiterarbeiten. Das war möglich, weil hier in Amerika 
das Freiheitsbewusstsein und der Respekt vor dem Recht 
eines Jeden, seine Meinung — und sei sie noch so unpopulär 
— frei zu äussern, so tief verankert sind, dass sie auch 
während des Krieges nicht gefährdet wurden. 

Die illegalen Antinazi-Gruppen in Deutschland waren 
atomisiert, ihre Mitglieder waren als Zwangssoldaten in die 
Armee eingezogen, als Arbeiter in die Rüstungsbetriebe ver¬ 
schickt, als verdächtige Elemente in die Konzentrations¬ 
lager gesperrt worden. Es galt, sie aufzuspüren, etwas über 
ihre Tätigkeit zu erfahren, den doppelten Ring der Isolie¬ 
rung zu durchdringen, der durch Nazi-Regime und Kriegs¬ 
zustand um Deutschland gelegt war. Es mussten Wege ge¬ 
funden werden, um wenigstens hier und da einen Blick 
hinter die Mauer werfen zu können, und so aus kleinen 
Mosaiksteinchen ein Bild zusammenzusetzen, aus dem un¬ 
voreingenommene Menschen erkennen konnten, dass nicht 
jeder Deutsche ein Nazi war. 

Da gab es die früheren Mitglieder der Sozialistischen 
Arbeiterjugend, die als Soldaten der siegreichen Hitler- 
Armee in Paris einzogen und dort sofort nach deutschen 
Antinazi-Emigranten suchten, um wieder Verbindungen 
herzustellen. Da gab es Berichte von ausländischen Arbei¬ 
tern, die ihre Flucht deutschen Antinazis verdankten, und 
von Juden, denen katholische oder protestantische Pfarrer 
das Leben retteten und die jahrelang von Deutschen ver¬ 
steckt gehalten wurden. In der Presse neutraler Länder und 
in den hierher gelangenden Nazi-Zeitungen gab es Berichte 
über Massenverurteilungen wegen Abhörens ausländischer 
Radiosendungen. Die Nazi-Presse brachte Klagen über ab¬ 
sichtliches Langsamer-arbeiten und Sabotage in Rüstungs¬ 
betrieben und Urteilsverkündungen wegen Verbreitung von 
Flugblättern, die dazu aufforderten, dem Morden ein Ende 
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7.U bereiten. Das Studium deutscher Provinzzeitungen ergab 
lange Listen von Verurteilungen wegen Wehrkraft-Zer¬ 
setzung, Defaitismus und Verbreitung von Gerüchten. Ks 
gab Klagen und Drohungen der Nazi-Führer über Opposi¬ 
tion in der Hitler-Jugend. Ks gab die Rebellion der Mün¬ 
chener Studenten nach Stalingrad und schliesslich die weit¬ 
verzweigte Verschwörung vom 20. Juli 19*14. Und es gab 
die Verlustlisten vom Kriegsschauplatz Inner-Deutschland 
in den Presseberichten über Hinrichtungen wegen politi¬ 
scher “Verbrechen”. 

Dieses Material hat die Association zusammengetragen 
und während der Kriegsjahre in Form von Berichten (In¬ 
side Germany Reports) veröffentlicht, der amerikanischen 
Presse zur Verfügung gestellt, in Büchern verarbeitet, durch 
Vorträge bekannt zu machen versucht. Und sie hat auf den 
Tag gewartet, an dem es wieder möglich sein würde, direkt 
mit den Freunden in Deutschland Verbindung aufzunehmen. 

Dann kam der totale Zusammenbruch des Dritten 
Reiches. Aber damit war die Isolierung Deutschlands noch 
nicht aufgehoben. Noch immer war es nicht möglich, ein 
konkretes Bild davon zu bekommen, wie es dort aussah 
oder zu erfahren, was aus den Freunden geworden war, von 
denen wir seit Jahren nichts gehört hatten. 

Einige Monate später erhielten wir das erste Lebens¬ 
zeichen. Freunde der Association , die in der amerikanischen 
Armee oder Militär-Verwaltung nach Deutschland gekom¬ 
men waren, überbrachten die ersten Grüsse. Zuerst waren 
es nur kurze Mitteilungen, dass dieser oder jener Zuchthaus 
und Konzentrationslager überlebt hatte, dass andere aus 
der Kriegsgefangenschaft geschrieben hatten und wieder 
Verbindung suchten. Dann kamen auf Umwegen die ersten 
ausführlicheren Briefe. Briefe von Menschen, die während 
der zwölfjährigen Nazi-Herrschaft nicht gebrochen werden 
konnten, die ihr Leben eingesetzt hatten, um das deutsche 
Volk zur Befreiung aus eigener Kraft aufzurütteln, Men¬ 
schen, die sich die Befreiung von der Nazi-Diktatur in ande¬ 
ren Formen erhofft hatten, als sie tatsächlich erfolgte, und 
die trotzdem und trotz der unerträglich schweren Lebens¬ 
bedingungen aufs Neue den Kampf für ein freies, demokra¬ 
tisch-sozialistisches Deutschland aufnahmen. Den ersten 
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Briefen folgten Berichte, Niederschriften von Reden, Zei¬ 
tungsartikel und Flugschriften. Allmählich gelang es der 
Association , ein Bild davon zu bekommen, was sich heute 
an der politischen Front in Deutschland abspielt. 

Dabei sind uns vor allem zwei Dinge als wichtig er¬ 
schienen: festzustellen, was die jüngeren Leute der soziali¬ 
stischen Bewegung nach zwölf Jahren Illegalität denken, 
welche Ziele sie sich setzen und was sie als ihre unmittel¬ 
baren Aufgaben ansehen; und zu verfolgen, wie sich diese 
Menschen praktisch mit der deutschen Realität ausein¬ 
andersetzen. 

Es gibt heute kein einheitliches Deutschland. Es gibt 
verschiedene Besatzungszonen mit sehr verschiedenartiger 
politischer Struktur und also verschiedenartigen politischen 
Problemen. In Westdeutschland ist die demokratische Ar¬ 
beiterbewegung zwar erst etwas später zugelassen worden, 
als in der östlichen Zone. Aber sie ist organisch gewachsen, 
verfügt über eine qualifizierte politische Führung und hat 
sich als Vorkämpfer der fortschrittlichen Kräfte in Deutsch¬ 
land erwiesen. Sie hat heute in dem engen Rahmen, den 
die Besatzungsmächte jeder politischen Tätigkeit in 
Deutschland stecken, einen grösseren Einfluss auf das poli¬ 
tische Geschehen, als es in Berlin der Fall ist. Aber die 
Verbindungen der Association bestehen in erster Linie zu 
Freunden in Berlin. Das ist mehr oder weniger zufällig. 
Es ist aber nicht zufällig, dass in dieser Broschüre vor allem 
Vorgänge aus der Berliner Arbeiterbewegung behandelt 
werden. 

Berlin ist heute vielleicht nicht mehr die Hauptstadt 
Deutschlands, denn es gibt gegenwärtig kein deutsches 
Reich. Berlin ist aber heute einer der Brennpunkte der 
Weltpolitik, in dem die verschiedenartigen politischen, so¬ 
zialen und ideologischen Systeme der grossen Mächte Zu¬ 
sammentreffen. Eine dieser Mächte hat den Versuch unter¬ 
nommen, die neu erstandene deutsche Arbeiterbewegung 
nach ihrem Vorbild zu modeln. Dieser Versuch ist in Berlin 
misslungen. Allein die Tatsache, dass die Berliner Sozial¬ 
demokratie imstande war, aus eigener Kraft ihre Unabhän¬ 
gigkeit zu erhalten, gibt den Berliner Vorgängen der letzten 
Monate eine grosse Bedeutung. Es ging aber dabei nicht 
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nur um die Selbstbehauptung einer deutschen demokrati¬ 
schen Partei. Es ging dabei gleichzeitig um eine Frage, die 
heute nicht nur Deutschland, sondern ganz Europa, ja die 
ganze Welt angeht. Unser Ziel, so heisst cs in einem der 
Dokumente, die wir aus Berlin erhielten, “besteht nicht 
allein darin, den Menschen von der ökonomischen und sozia¬ 
len Ausbeutung zu befreien. Das revolutionäre Ziel besteht 
auch darin, dem Menschen im Rahmen der (lesamtgesell- 
schaft den Vollbesitz seiner Grundrechte, die volle Entfal¬ 
tung seiner persönlichen Fähigkeiten und seiner Freiheiten 
nach innen und aussen zu sichern. Das revolutionäre Ziel 
besteht darin, eine Harmonie herzustellen zwischen dem 
Wollen des Einzelmenschen und den Notwendigkeiten des 
sozialen Ganzen, in dem er lebt'’. 

Um diese Harmonie wird heute in ganz Europa gerun¬ 
gen. Fast alle europäischen Länder befinden sich in einem 
politischen Umformungsprozess. In diesen Ländern wird 
heute die Notwendigkeit und Unvermeidlichkeit neuer 
Wirtschaftsformen anerkannt. Fast alle europäischen Mas¬ 
senparteien bekennen sich, wenn auch in sehr verschiedenen 
Abstufungen und mit sehr verschiedenartigen Begründun¬ 
gen zu Programmen, die sozialistisch sind oder mindestens 
Elemente des Sozialismus enthalten. Und in fast allen euro¬ 
päischen Ländern wird um die Lösung der Frage gerungen, 
wie bei der Schaffung neuer Gesellschaftsformen die in ver¬ 
gangenen Jahrhunderten erkämpften Rechte und Freiheiten 
des Einzclmenschen erhalten und zur vollen Entfaltung ge¬ 
bracht werden können. 

Das deutsche Volk hat weder die Möglichkeit, über die 
Struktur seiner Wirtschaft, noch über die Formen seines 
politischen Lebens zu entscheiden. “Zur Zeit haben wir 
keine Politik zu betreiben, sondern Befehle entgegenzuneh¬ 
men”, schrieben unsere Freunde aus Deutschland. Ihrer 
Tätigkeit sind von den Besatzungsbehörden in allen Zonen 
ausserordentlich enge Schranken gesetzt. In der russischen 
Zone aber wurde von der neu erstandenen demokratischen 
Arbeiterbewegung erwartet, dass sie sich “freiwillig” in ihrer 
gesamten Politik, in ihrem Organisationsaufbau, ja in ihrem 
Denken vorgeschriebenen Formen anpasst. Dagegen setzte 
sie sich zur Wehr, weil sie nicht bereit war, unter dem An- 
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schein der Freiwilligkeit gegen ihre Ueberzeugungen zu 
handeln und damit auf jede persönliche Entscheidungsfrei¬ 
heit und persönliche Würde zu verzichten. 

Es war ganz selbstverständlich, dass in diesem Kampfe 
Menschen führend waren, die aus der illegalen Antinazi- 
Bewegung stammen. Aus ihren Briefen, Reden, Aufsätzen 
ist die vorliegende Broschüre zusammengestellt. Die Ver¬ 
fasser dieser Schrift sind deutsche Sozialisten in Berlin, die 
Herausgeber amerikanische Freunde in New York. Daraus 
erklären sich einige unvermeidliche Mängel dieser Broschüre. 
Das der Association zur Verfügung stehende Material ist 
unvollständig. Es gibt in Deutschland sicher eine Reihe 
von Dokumenten, die in diese Schrift hätten aufgenommen 
werden müssen, aber leider in New York nicht vorhanden 
waren. Die hier wiedergegebenen Dokumente mussten in 
vielen Fällen gekürzt werden. Es war aus technischen Grün¬ 
den nicht möglich, sich mit den deutschen Verfassern dar¬ 
über zu verständigen. Ebensowenig konnte ihnen vor dem 
Druck der verbindende Text vorgelegt werden, der im zwei¬ 
ten Teil der Broschüre zwischen den einzelnen Dokumenten 
eingefügt ist. Für diese Zwischentexte und für die Heraus¬ 
gabe dieser Schrift trägt allein das Research Department 
der American Association for a Democratic Germany die 
Verantwortung. 

Wir haben in diese Schrift mehrere Beiträge von Kurt 
Schmidt aufgenommen. Sicherlich ist Kurt Schmidt nur einer 
von Vielen. Er ist für uns ein Repräsentant dieser Vielen, 
ein Repräsentant der jüngeren Generation, die in der harten 
Schule der Illegalität und der Konzentrationsläger gelernt 
hat, dass ein Leben ohne Freiheit nicht lehenswert ist. 

Kurt Schmidt isp uns seit vielen Jahren bekannt. Er 
gehört, 1913 geboreij und 1929 zur sozialistischen Jugend¬ 
bewegung gekommen, zu der Generation, die die letzten 
Jahre der demokratischen deutschen Arbeiterbewegung be¬ 
wusst miterlebt hat und dazu berufen ist, was an den Tradi¬ 
tionen dieser Bewegung heute noch lebendig und gültig ist, 
an die neue Generation weiterzugeben, die nichts anderes 
als den Nationalsozialismus kannte. 

Als Hitler zur Macht kam, war Kurt Schmidt Mitglied 
der Berliner Bezirksleitung der Sozialistischen Arbeiter- 
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jugend, die bereits seit 1932 mit der Möglichkeit des Sieges 
des Nationalsozialismus gerechnet und sich auf die illegale 
Arbeit vorbereitet hatte. Es gelang ihr, in den ersten Jahren 
der Nazi-Diktatur einen grossen Teil des Funktionärstam¬ 
mes der Sozialistischen Arbeiterjugend zusammenzuhalten 
und in der Erkenntnis, dass diese jungen Menschen einmal 
die Träger einer neuen sozialistischen Bewegung sein wür¬ 
den, sie auf ihre künftigen Aufgaben vorzubereiten. Als 
führender Funktionär unternahm Kurt Schmidt Reisen ins 
Ausland, um sich zu informieren, Literatur nach Deutsch¬ 
land zu bringen und um der deutschen sozialistischen Emi¬ 
gration und führenden Persönlichkeiten der sozialistischen 
Internationale über die Vorgänge in Deutschland und die 
Arbeit der illegalen Gruppen zu berichten. Nach jeder neuen 
Verhaftungswelle gelang es ihm, einen Kreis jüngerer, ak¬ 
tiver Sozialisten um sich zu sammeln und Verbindungen zu 
verschiedenen, voneinander isolierten Antinazi-Gruppen 
herzustellen. Nach fünfeinhalb Jahren ununterbrochener 
illegaler Tätigkeit wurde Kurt Schmidt im September 1938 
verhaftet. Wir wissen von einigen seiner engsten Freunde, 
dass sie ihr Leben seiner Standhaftigkeit während monate¬ 
langer Gestapo-Verhöre verdanken. Kurt Schmidt wurde 
zu zwölf Jahren 7,uchthaus verurteilt. Wir haben viele 
Jahre nichts über sein Schicksal erfahren können, bis wir im 
Dezember 1945 den Brief erhielten, mit dem diese Broschüre 
beginnt. 


Research Department 

American Association jor a Democratic Germany. 


New York, im Juli 1946. 
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I. TEIL 


Brief von Kurt Schmidt 
an seine Freunde in New York 

Berlin, im Dezember 1945. 

Mein lieber . . . 

Als wir im Jahre 1938 von einander Abschied nahmen, 
wusste ich, dass es für lange sein wird, aber nicht für immer. 
Einige Wochen später wurde ich verhaftet, und als ich bei 
der Gestapo sass, erfuhr ich, dass Du nach Berlin gekommen 
warst und versucht hattest, Dich um mich und die anderen 
Freunde zu kümmern und zu retten, was zu retten war. 
Ich hatte es von Dir nicht anders erwartet. Ebenso fest 
war ich davon überzeugt, dass ich eines Tages wieder von 
Dir hören würde. Auf diese Zeit habe ich mich während 
meiner ganzen Haft gefreut und das Bewusstsein, dass 
unsere Freunde im Ausland alles tun werden, um unser Los 
menschlich und politisch leichter zu gestalten, hat mir vieles 
erleichtert. Wenn ich oftmals in meiner kleinen Zelle auf- 
und abging, hatte ich die kühnsten Phantasien und Träume. 
Ich habe aber nie vergessen, dass zwischen Traum und 
Wirklichkeit, zwischen Ideal lind Realität eine Spanne liegt. 
Ich bin auch nicht bei meinen Träumen stehen geblieben 
und passiv geworden, sondern sie waren für mich in der 
Abgeschlossenheit Motor und Rückgrat. Ich wusste, dass 
man nur etwas gilt, wenn man selbst eine Persönlichkeit 
darstellt und nur dann gehört wird, wenn man wirklich Ent¬ 
scheidendes zu sagen hat. 

Wenige Wochen nach meiner Befreiung — es war Ende 
Juni — kam ich nach Berlin. Die politischen Parteien waren 
bereits zugelassen worden. Nachdem ich hier die notwen¬ 
digsten Dinge zum Leben beschafft hatte, — meine elterliche 
Wohnung war zum grossen Teil zerschossen und restlos ge¬ 
plündert — stürzte ich mich in die politische Arbeit. 

Ich will versuchen, Dir zu schildern, wie meine Freunde 
und ich die neue Lage einschätzen: 

Der totale Krieg ist total verloren worden. Zwei grosse 
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Mächte — Deutschland und Japan — sind ausgeschaltet. 
Die Welt wird gemäss den Interessen der siegreichen Mächte 
neu aufgeteilt. Die alten Grundlagen Mitteleuropas sind 
zerstört. Es steht vor der Notwendigkeit einer völligen 
Neuorganisierung; neue Gleichgewichte müssen geschaffen 
werden. 


Deutschland steht im Kraftfeld der gegensätzlichen 
Faktoren der Siegermächte. Es ist ökonomisch zerschlagen 
worden; ist politisch und wirtschaftlich in vier Teile gespal¬ 
ten. Seine soziale Struktur ist radikal geändert worden und 
heute treten die Siegermächte als Besitzer der Produktions¬ 
mittel auf. 


Das deutsche Volk ist durch den politischen Entmün¬ 
digungsprozess der vergangenen 12 Jahre unfrei geworden 
und moralisch geschwächt worden. Der Gehorsamsgeist, 
der Obrigkeitsglaube, das unkritische Pflichtbewusstsein — 
alle diese Eigenschaften des deutschen Nationalcharakters 
sind vom Nationalsozialismus stark in negativem Sinne ge¬ 
fördert worden. Das alles kann nur durch einen jahrelangen 
Prozess überwunden werden und macht die Rückkehr demo¬ 
kratischer Zustände sehr schwer. 

Fast ein halbes Jahr ist vergangen, seitdem wir durch 
die siegreiche Rote Armee vom Faschismus in Deutschland 
befreit wurden. Wie schlug uns das Herz höher, als wir 
vom Herannahen der Befreiungstruppen hörten. Welche 
Hoffnungen verknüpften wir mit diesem Ereignis. Zwölf 
Jahre lang waren alle fortschrittlichen Kräfte in Deutsch¬ 
land geknechtet. Geknechtet und stumm waren auch alle 
jene Kämpfer, die das Beste für den Kampf um Freiheit 
und Gerechtigkeit hingaben — ihre persönliche Freiheit und 
ihr Leben. Wir verneigen uns vor den Toten; sie sind für 
uns ein Vermächtnis. Ihre Taten werden einst von der Ge¬ 
schichte als ebenso heroisch angesehen werden wie die Taten 
jener, die als Partisanen für die Freiheit ihres Volkes mit 
der Waffe in der Hand gegen die Diktatur, für die Men¬ 
schenrechte und -pflichten gekämpft haben. Das deutsche 
Volk hat mit diesen Kämpfern seinen Beitrag an der Nieder- 
ringung des Faschismus geleistet. Jetzt sind wir frei. Wie 
anders hat sich mancher ehrliche Kämpfer diese Befreiung 
ausgemalt. 
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Wir wollen gestehen, wir haben uns geirrt. Wir sind nicht 
befreit, wir sind besiegt worden. Wir haben einen Krieg 
verloren, der unsägliches Leid über Europa gebracht hat. 
Wis stehen heute moralisch und materiell vor einem Trüm¬ 
merhaufen. Dafür tragen wir als Volksganzes eine Verant¬ 
wortung, von der wir uns nicht frei sprechen wollen. Wir 
sehen ein, dass wir alles tun müssen, um so bald als möglich 
alle jene Schäden heilen zu helfen, die dieser Krieg auch 
anderen Völkern zugefügt hat. 

Während der ganzen zwölf Jahre haben die fortschritt¬ 
lichen Kräfte des deutschen Volkes, die illegalen Kämpfer, 
soweit es ihre schwachen Kräfte erlaubten, zur Umkehr 
gemahnt. Wir haben die Welt vor einem neuen Kriege ge¬ 
warnt. Wir waren geschlagen, aber von der internationalen 
Arbeiterbewegung hofften wir Hilfe zu erhalten, um das 
Ausbreiten des Faschismus in Europa zu verhindern. Im 
spanischen Bürgerkrieg wurde auf den Schlachtfeldern auch 
das Blut deutscher Freiheitskämpfer vergossen. Spanien war 
die entscheidende Niederlage der europäischen Arbeiter¬ 
bewegung im. Kampf gegen den Faschismus. Ob an dieser 
Niederlage die grossen Demokratien unschuldig waren, wird 
einstmals die objektive Geschichtsschreibung feststellen. 
Wir als Kämpfer für die Freiheit haben das getan, was in 
unseren schwachen Kräften stand und fühlen uns frei von 
subjektiver Schuld. 

Und wenn wir schon einmal bei der Frage der Schuld 
sind, so gestattet nur eine Bemerkung: Flat cs überhaupt 
einen Sinn, die Frage nach der Ursache der grossen Gesell¬ 
schaftskatastrophe mit der einfachen Feststellung zu beant¬ 
worten: “Du. Deutsches Volk bist schuld”? Ich bin der 
Meinung, die Frage so zu stellen und zu beantworten, heisst 
sie “faschistisch" zu stellen und zu beantworten. Der Na¬ 
tionalsozialismus sprach 1932 davon, dass die Juden, die 
Kommunisten, die Sozialdemokraten an den misslichen 
Verhältnissen in der Weimarer Demokratie während der 
grossen Krise schuld seien. Folgerichtig liquidierte er diese 
Gruppen. Als es im Jahre 1934 zur inneren politischen Krise 
kam. wurden die “Schuldigen” erschossen. Auch während 
des Krieges wurden die “Schuldigen" an den militärischen 
Niederlagen beseitigt. So stellte der Nationalsozialismus die 
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Frage nach den Ursachen gesellschaftlicher Katastrophen 
und so beantwortete er sie. \\ ir aber wollen dieses faschisti¬ 
sche Denken aus unseren Hirnen verbannen. Die wirklichen 
Fragen können offenbar nur lauten: 

Welche Ursachen und Bedingungen führten 1932/1933 
zum Siege des Nationalsozialismus? 

Wie konnte es geschehen, dass die dynamischen Kräfte 
des Nationalsozialismus in den Jahren 1933/41 fast 
ganz Europa überrennen könnten? 

In welcher Verfassung befindet sich das deutsche Volk 
heute und welches sind die Bedingungen, unter denen 
es seine Gegenwart und Zukunft gestalten kann? 

Auf diese Fragen bemühen wir uns, nach bestem Wissen 
politische Antworten ausfindig zu machen. 

“Die Geschichte lehrt, dass die Hitler kommen und 
gehen, doch das deutsche Volk bleibt.” Und wir sind ge¬ 
blieben, doch wie anders haben wir uns dieses Bleiben vor¬ 
gestellt. Der deutsche Lebensraum wird an Fläche um ein 
Viertel bis ein Drittel verringert. Auf diesem Raum aber 
sollen weiterhin schätzungsweise 65 Millionen Menschen 
ernährt werden, denen man aber grosse Teile ihrer Produk¬ 
tionsmittel nimmt, mit denen sie bisher als industrielles 
Land ihre Lebensexistenz sicherten. Ich will mich hier nicht 
in Einzelheiten verlieren, aber wir müssen uns klar sein, 
dass wir auf einer 50 Jahre zurückliegenden Produktionsstufe 
neu beginnen müssen. Dies sollen wir ehrlich bekennen und 
uns in Zukunft danach richten. Doch die äusseren Bedin¬ 
gungen und Voraussetzungen sind ganz anders als vor 50 
Jahren. Die geographischen Bedingungen liegen noch nicht 
endgültig fest, aber der Raum wird boden- und rohstoff- 
mässig beengt werden. Der Aufbau unserer Wirtschaft ist 
im Fluss, eine klare endgültige Form hat er noch nicht 
gewonnen. 

Heute stehen wir vor der Frage: soll die deutsche Wirt¬ 
schaft wieder aufgebaut werden nach kapitalistischen Prin¬ 
zipien oder nach sozialistischen Grundsätzen? Das heisst: 
Sollen Profite oder die Deckung des dringendsten Bedarfs 
die neue Wirtschaft bestimmen? Wir wissen, dass beide 
Wege möglich sind. Aber wir glauben, dass wir heute so 
arm geworden sind, dass wir eine Wirtschaft schaffen müs- 
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sen nach einem Plan, der die äusserste Ausnutzung aller 
unserer Mittel im Interesse des ganzen Volkes garantiert. 
Es wird im Wesentlichen um die Frage gehen: wie kann die 
private Initiative in der gelenkten Wirtschaft zur vollen 
Entfaltung gebracht werden? 

Wir als Volk stellen heute keine selbständige Kraft dar, 
sondern wir müssen sie erst wieder werden, indem wir 
unsere eigenen Geschicke tatkräftig in die Hand nehmen 
und gestalten. Zur Zeit haben wir keine Politik zu betrei¬ 
ben, sondern Befehle entgegenzunehmen. Unsere Hoffnun¬ 
gen aber gehen dahin, dass unsere bescheiden vorgetragenen 
Bitten nicht ungehört verhallen: 

Dass die noch aufnahmefähigen Gebiete dem Strom der 
Flüchtlinge aus dem Osten geöffnet werden; 

dass aller Grund und Boden aufs intensivste ausgenutzt 
wird; 

dass die chemische Industrie wieder für die Herstellung 
von Düngemittel und Medikamenten arbeiten darf; 

dass die Kraftwerke wieder arbeiten dürfen und Gas 
erzeugt werden kann; 

dass das Verkehrswesen durch die Wiederherstellung 
eines zweiten Schienenstranges auf den Hauptstrecken 
und die Wiedererrichtung des Signalwesens in Gang 
gesetzt wird; 

dass wir genügend Lokomotiven und rollendes Material, 
vor allem zum Transport von Kohle, benutzen dürfen; 

dass die persönliche Sicherheit auf Strassen und Wegen 
garantiert wird; 

dass die Ernährungsstellen alle anfallenden Lebensmittel 
erfassen dürfen; 

dass wir unsere Finanzen auf gesunder Grundlage in 
Ordnung bringen dürfen; 

dass der Abbau von Maschinen so erfolgt, dass die unbe¬ 
dingt notwendige Produktion nicht unmöglich gemacht 
wird; 

und zuletzt, dass man uns für den Winter Heizung, Klei¬ 
dungsstoff und Schuhleder gewährt. 

Alles, was ich bisher geschrieben habe, wird mehr oder 
weniger klar von den jungen, fortschrittlichen Genossen in 
der Sozialdemokratie gesehen. Als sich die Partei im Juni 
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wieder gründete, hat sie im Gegensatz zur kommunistischen 
Partei den Aufbau ihrer Organisation und die Grundsätze 
und Richtlinien ihrer Politik ausschliesslich aus eigenen 
Kräften entwickelt. Sie ist in dieser Aufbauarbeit gewachsen 
und gefestigt worden. Aber leider sind doch viele Veraltete, 
traditionelle Dinge und Auffassungen in die Jetztzeit hin¬ 
übergenommen worden. Es ist erstaunlich, was für ein Be¬ 
harrungsvermögen Organisationen und Traditionen besitzen. 
Aber das Fortschrittselement besteht darin, dass neue jün¬ 
gere Leute heute wichtige Funktionen in der Partei besetzt 
haben. Diese Funktionäre stehen neuen Auffassungen und 
den neuen Aufgaben aufgeschlossen gegenüber. Sie reprä¬ 
sentieren meiner Meinung nach die fortschrittlichen Kräfte, 
die es heute in Deutschland gibt. 

Wie Ihr wohl wisst, kam der Kern des Zentralkomitees 
der Kommunistischen Partei mit der Roten Armee nach 
hier. Die Situation ist heute so, dass sie in weiten Kreisen 
der Bevölkerung als Vertreter der russischen Interessen in 
Deutschland angesehen werden. In ihrer inneren Struktur 
hat sich die K.P.D. nicht gewandelt. Sie ist zwar durch die 
vor ihr stehenden Aufgaben von einer Anti- und Opposi¬ 
tionspartei zu einer Aufbaupartei geworden, aber sie wird 
auf lange Zeit hinaus mit dieser neuen Aufgabe zu ihren 
alten theoretischen Konzeptionen im Widerspruch stehen. 
Ihre marxistisch-theoretischen Erkenntnisse wurzeln noch 
in der Zeit der 1848-er Revolution und der russischen Revo¬ 
lution von 1905 und 1917 und im Leninismus. Es wird nicht 
einfach sein, diese traditionellen dogmatischen Standpunkte 
zu revidieren. Es scheint überhaupt eine Tendenz der kom¬ 
munistischen Partei zu sein, nur nachträglich die Revisio¬ 
nen, die die Geschichte vollzogen hat, anzuerkennen. Die 
kommunistische Führung erkennt im gegenwärtigen Sta¬ 
dium der Entwicklung die Demokratie als die notwendige 
Staatsgrundlage an, aber als Partei ist die K.P.D. in ihrer 
ideologischen und organisatorischen Struktur eine unbedingt 
zentralistische Organisation. Die Autorität der Parteizen¬ 
trale als Richter über Strategie, Taktik und Disziplin wird 
auch heute noch von der Mitgliedschaft bedingungslos an¬ 
erkannt. Dadurch wird die Mitgliedschaft weitgehend zu 
politischer Hörigkeit erniedrigt; politisch-demokratisches 
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Leben wird dadurch erstickt. Die Parteiführung muss daher 
notwendigerweise engstirnig werden und die Ereignisse 
durch eine bestimmte Parteibrille sehen. Ob es hier gelingen 
wird, die Partei so aufzulockern, dass sie grundlegend neuen 
Erkenntnissen und fortschrittlichen Kräften gegenüber zu¬ 
gänglich wird, ist bei ihrem Charakter fraglich. Aber diese 
Partei ist nun einmal da und hat ihre Eigengesetzlichkeiten. 
Es wird hier im wesentlichen darum gehen, positiv und 
pädagogisch auf sie einzuwirken, ihre rückschrittlichen 
Eigenschaften zurückzudämmen und die positiv-fortschritt¬ 
lichen so stark zu fördern, dass sie überwiegen. Ob das ge¬ 
lingen wird, weiss ich nicht. Aber der Wille zur Einheit der 
Bewegung ist heute überall stark entwickelt. Es wird sicher 
nicht das lOOprozentige Ideal herauskommen, das uns vor¬ 
schwebt, aber es könnte ein wesentlicher Schritt vorwärts 
sein. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch darauf hin- 
weisen, dass die Gefahr besteht, dass der Gegensatz zwischen 
den Siegermächten in Deutschland seinen Niederschlag 
findet im Gegensatz zwischen der K.P.D. und S.P.D. Unsere 
Politik muss darauf gerichtet sein, dies unter allen Umstän¬ 
den zu verhindern. Die positive Ueberwindung dieses Ge¬ 
gensatzes in Deutschland würde es zu einer Brücke zwischen 
dem Westen und dem Osten machen. Gelingt das aber in 
der nächsten Zeit nicht, so ist damit zu rechnen, dass es zu 
einem politischen Zerfall Deutschlands kommt und dass 
dann die fortschrittliche Bewegung Deutschlands von der 
Mitgestaltung der europäischen Neuordnung ausgeschlossen 
wird. 

Ich möchte hierzu noch bemerken, dass die Sowjet- 
Union für uns heute “die grosse Unbekannte” darstellt.# Das 
Erlebnis der russischen Wirklichkeit hat uns in vielen 
Punkten schwankend gemacht. Wir wären Euch sehr dank¬ 
bar, wenn Ihr uns helfen würdet, hier ein klareres Bild zu 
bekommen. 

Ihr werdet aus diesem Brief sehen, dass wir mindestens 
sehr ernsthaft über all diese Dinge nachgedacht haben. Wir 
wollen alle diese Fragen im Verein mit Euch, mit allen unse¬ 
ren Freunden draussen, gleich welcher Nationalität, zu lösen 
versuchen. Wir sind der Meinung, dass wir nach so vielen 



Jahren der Isolierung manches von unserem beschränkten 
Horizont aus schief, verzerrt und unvollkommen sehen und 
bitten Euch, unser Blickfeld zu erweitern. 

Ihr sollt wissen, dass wir hier immer Suchende, For¬ 
schende sind, eine grosse Aufnahmebereitschaft haben für 
alle fortschrittlichen Gedankengänge und dass wir nicht 
dogmatisch sind. Wir wissen um die Relativität unserer 
Erkenntnisse und bleiben daher immer lebendig. Wir hof¬ 
fen und wünschen, dass die Vernunft die gestaltende Kraft 
der Zukunft sein möge. Wir wollen Diener am Kulturpro¬ 
zess der menschlichen Gesellschaft sein. 

Eröffnet Ihr uns den Ausblick aus unserer jahrelangen 
Verbannung und zeigt uns den Weg in die Welt und zum 
Verständnis der anderen Völker. 

In alter Freundschaft, 

Euer 


Kurt Schmidt. 



Ueber die Aufgaben der Sozialdemokratie 
von Kurt Schmidt 
geschrieben Ende Dezember 1945 

Wenn wir heute, im Jahre 1945, wieder mit dem Namen 
“Sozialdemokratische Partei” von den Siegermächten zu¬ 
gelassen und genehmigt worden sind, so müssen wir uns 
darüber klar werden, welchen Weg die Partei heute einzu¬ 
schlagen hat. Wir stehen heute vor vollkommen neuen Tat¬ 
sachen. Deutschland hat seine politische Freiheit verloren 
und damit hat auch die deutsche Arbeiterklasse und also 
auch die sozialdemokratische Partei ihre Freiheit eingebüsst. 
Wir sind nicht frei in unseren Entschlüssen. Ein schemati¬ 
sches Anknüpfen an unsere alten Vorstellungen und ihr 
blosses Uebertragen auf vollkommen neuartige Bedingungen, 
ohne die inzwischen vor sich gegangenen Veränderungen zu 
berücksichtigen, wäre unmarxistisch. Man würde damit 
eine lebendige Lehre zu einer Doktrin herabwürdigen. 

Das von Marx entwickelte Gesetz vom Wachsen der 
Produktivkräfte, die vorausgesagte Ablösung des Kapitalis¬ 
mus der freien Konkurrenz durch das Monopol, die Ex¬ 
propriation der Expropriateure durch das revolutionäre 
Proletariat kann heute für Deutschland keine Gültigkeit 
mehr haben. Die Produktionsmittel sind zwar nicht ent¬ 
eignet, aber sie sind zerschlagen oder ausgebombt oder be¬ 
finden sich in nicht-deutschen Händen. Diese Erkenntnis 
ist keine Widerlegung des Marxismus, sondern im Gegenteil, 
die Schlussfolgerung, die Marx selbst treffen würde, wenn 
wir an die ihm eigene Gründlichkeit denken, mit der er den 
englischen Kapitalismus analysiert hat. 

Wir stehen also vor vollkommen neuartigen Produk¬ 
tions- und Klassenverhältnissen und haben uns heute wie¬ 
der die Frage vorzulegen, soll die sozialdemokratische Partei 
und ihre politische Praxis wiederum nur durch Reformen 
bestimmt sein, oder kann sie diese neue Situation zum Aus¬ 
gangspunkt einer revolutionären Neugestaltung der gesell¬ 
schaftlichen Verhältnisse in Deutschland machen. Vom 
Standpunkt des revolutionären Wollens gibt es nur eine 
Entscheidung, nämlich die, diese einzigartige Situation, in 
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der die kapitalistische Klasse zerschlagen und der grösste 
'feil der Produktionsmittel vernichtet ist und das staatliche 
Herrschaftsinstrument sich in Auflösung befindet, zu nutzen 
und mit aller Konsequenz der sozialistischen Zielsetzung 
zuzustreben. 

Aber das revolutionäre Wollen entscheidet heute nicht 
allein in Deutschland, auch nicht das Wollen der sozial¬ 
demokratischen und kommunistischen Partei, oder das 
Wollen einer etwaigen Einheitspartei, sondern entscheidend 
ist heute in Deutschland der Wille der Sieger. Kompliziert 
wird die Sache dadurch, dass Deutschland nicht von einem 
Staat besiegt worden ist, auch nicht von einer Reihe von 
Staaten mit gleichartigen gesellschaftlichen Verhältnissen, 
sondern dass Deutschland von vier verschiedenen Staaten 
besiegt wurde, deren innere gesellschaftliche Organisation 
nicht gleich ist. Ihre Vorstellungen über die Neuordnung 
der Verhältnisse in Deutschland müssen daher verschieden¬ 
artig sein. Es wird also Russland eine andere Vorstellung 
über den Wiederaufbau und die Verwertung der deutschen 
Produktivkräfte haben, als die Vereinigten Staaten von 
Nordamerika; und es ist auch anzunehmen, dass die eng¬ 
lischen und französischen Vorstellungen voneinander und 
von denen der USA abweichen. Wie stark die einzelnen 
Kräfte sind und mit welcher Intensität und in welcher Rich¬ 
tung sie wirken werden, lässt sich z. Zt. noch nicht klar 
erkennen. Aber soviel ist schon heute klar, dass sich eine 
Partei finden muss, die die Gesamtinteressen des deutschen 
Volkes gegenüber den Siegermächten vertreten muss. Bei 
der völligen Verarmung Deutschlands durch den Hitlerkrieg 
und seine Nachwirkungen wird es im Wesentlichen zunächst 
nur um die physische Erhaltung des Volkes und die Linde¬ 
rung der grössten Not und die rationellste und bestmög¬ 
lichste Gestaltung der inneren wirtschaftlichen Verhältnisse 
gehen. Danach wird sich auch im wesentlichen die sozial¬ 
demokratische Praxis in den nächsten Jahren richten 
müssen. 

Die Motive, die zur Neugründung der Arbeiterparteien 
geführt haben, sind vor allem in der Tradition und der Ge¬ 
schichte der beiden Parteien zu suchen. Die Arbeiterbewe¬ 
gung beginnt von Neuem, ohne dass eine aktive Mitwirkung 



der Massen des Volkes ihr gesellschaftsumwälzende Kraft 
vermittelt. Während der faschistischen Aera war nicht nur 
die alte Arbeiterbewegung zerschlagen, sondern es sind auch, 
weil grundsätzliche Diskussionen kaum möglich waren, 
wenig neue Erkenntnisse erarbeitet worden. Die alten Vor¬ 
stellungen werden heute den Parteien zur Fessel. Heute ist 
das Vorhandensein einer politischen Kraft, und zwar einer 
unabhängigen Kraft, die Voraussetzung nicht nur zum Auf¬ 
bau einer neuen Arbeiterorganisation, sondern auch gleich¬ 
zeitig zum Neuaufbau der Produktion im Gesamtinteresse 
des deutschen Volkes. Gibt es diese Kraft nicht, so besteht 
die Gefahr, dass die Produktion national, die Aneignung 
aber interalliiert sein wird und dass der staatliche Ueberbau 
diesem ökonomischen Unterbau entspricht. Es besteht dann 
ferner die Gefahr, dass die weltpolitischen Gegensätze in den 
in Deutschland zugelassenen Parteien ihren Ausdruck fin¬ 
den. Unter diesen Gesichtspunkten müssen wir auch an 
die Frage der Einheit der Arbeiterbewegung herangehen. 
Fassen wir noch einmal zusammen: 

1. Durch den verlorenen Krieg ist das deutsche Volk 
unfrei geworden. 

2. Der Wille der Sieger ist eine entscheidende Gestal¬ 
tungskraft in Deutschland. 

3. Die Parteien, die erlaubt und deren Tätigkeit ge¬ 
nehmigt wurde, sind heute keine selbständig han¬ 
delnden Faktoren, sondern der verlängerte Arm der 
jeweiligen Besatzungsbehörde. 

4. Wenn sie Objekte der Entwicklung bleiben, können 
die Parteien nicht eine selbständige Führung über¬ 
nehmen. 

5. Die Reproduktion der inneralliierten Gegensätze in 
den Parteien der Arbeiterbewegung und ihre tradi¬ 
tionellen Gegensätze können stärker wirken, als der 
aus der schweren Zeit des Faschismus gegebene Wille 
zur Einheit. 
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6. Die alliierten Gegensätze bleiben bestehen, weil sie 
gesellschaftlich und weltanschaulich begründet sind. 

7. Die Zoneneinteilung erleichtert die Tendenz, dass die 
Politik der bürgerlichen Parteien amerikanisch, die 
der Sozialdemokratie englisch, die der Kommunisten 
russisch inspiriert wird und darüber die Hauptauf¬ 
gabe, deutsche Politik zu treiben , vergessen wird. 

Die deutschen Parteien und die deutsche Arbeiterbewegung 
werden untergeben oder zum blossen Spielball der einen 
oder anderen Macht werden, wenn es ihnen nicht möglich 
sein wird, sich von diesen Tendenzen zu lösen und ihren 
eigenen Zielen nachzuleben. 

Der Neubau Deutschlands, wirtschaftlich wie politisch, 
wird auf den Schultern der arbeitenden deutschen Menschen 
ruhen. Mit ihrer Arbeitskraft werden sie sich als Volk die 
Mittel zu ihrer Weiterexistenz schaffen müssen. Aus dieser 
Aufgabenstellung ergibt sich, dass den Organisationen des 
arbeitenden Volkes eine grosse Wichtigkeit beizumessen ist. 
Es wäre wünschenswert, dass sie diese ihre Interessen durch 
eine gemeinsame Organisation mit innerer lebendiger Demo¬ 
kratie vertreten würden. Es wäre falsch und gefährlich, 
Vorstellungen und Dogmen aus anderen vergangenen Zeiten 
in eine solche Organisation hinüberzuretten. Die neue Orga¬ 
nisation muss in der Gegenwart wurzeln und für die Zukunft 
entwicklungsfähig sein. Nur dann ist sie lebensfähig und 
kann ihren heutigen Aufgaben gerecht werden. Ein blosses 
Verschmelzen von Organisationen, ohne dass das alte Ge¬ 
dankengut überprüft und neues aus der Jetztzeit geboren 
wird, kann nicht zum Erfolg führen. 

Der Sozialdemokratischen Partei als der Organisation 
mit innerer Demokratie und freier Meinungsbildung und 
Meinungsäusserung wird es zukommen, die Initiative zu er¬ 
greifen. Sie ist in ihrer Vergangenheit in ihren Auffassungen 
nicht stur und dogmatisch gewesen, sie verfügt über ge¬ 
schulte Funktionäre, die den Mut haben, neue Wege zu 
gehen. Sie ist an keine der Siegermächte gebunden und hat 
in ihrer Vergangenheit bewiesen, dass sie deutsche Inte¬ 
ressen, wenn auch bisher vor allem Interessen der deutschen 
Arbeiter, vertreten kann. Sie ist in allen Teilen Deutsch- 
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lands verankert und hat in ihrer politischen Praxis stets das 
Mittel des gewaltmässigen Drucks zur Durchsetzung ihrer 
Meinung verachtet. Die Entsdhliessungen der Partei sind 
auf Grundlage der freien Diskussion gewonnen worden. Wenn 
auch die Sozialdemokratie heute in manchen Parteiinstanzen 
überaltert erscheint, so sind doch in allen Zonen an ihrer 
Spitze erfreulicherweise fortschrittliche Erkenntnisse über 
die neuen Aufgaben vorhanden. Die neuartige Situation 
erfordert neuartige Lösungen. Wir müssen den Mut haben, 
sie zu wollen und unbeirrbar den richtig erkannten Weg 
gehen, auch wenn Erkenntnisse und Wege in den uns heute 
bekannten Büchern nicht vorgezeichnet stehen. Beweisen 
wir, dass es nach zwei Weltkriegen eine Generation gibt, die 
die Aufgaben, die die Geschichte ihr stellt, verantwortungs¬ 
bewusst zu lösen imstande ist. Erkennen wir auch, dass 
diese neuartige Lösung nicht nur eine deutsche, sondern zum 
mindesten eine europäische ist. Arbeiten wir mit allen fort¬ 
schrittlichen Kräften, die eine vernunftmässige Neuordnung 
Europas wollen, zusammen. Ersetzen wir Völkerkampf und 
Klassenkampf durch die vernunftmässige Gestaltung der 
europäischen Verhältnisse. 
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Rede von Kurt Schmidt 
auf der ersten Versammlung der jungen 

Sozialdemokraten in Berlin am JO. Februar 1946 

Genossinnen und Genossen! 

Ich spreche heute als Vertreter des Bezirksvorstandes 
der früheren sozialistischen Arbeiterjugend Berlins. 

Wenn wir heute vom Standpunkt der jungen Generation 
zu den Fragen der Gegenwart Stellung nehmen wollen, so 
können wir das nur tun, wenn wir die Vergangenheit der 
Arbeiterbewegng kritisch ansehen. Ich gehöre ja noch zu 
jenem Feil der Jugend, der die letzte Zeit des Kampfes der 
alten Arbeiterbewegung vor 1933 bewusst miterlebt hat, einer 
Arbeiterbewegung mit einer glanzvollen Tradition, mit gros¬ 
sen Erfolgen, die aber trotz dieser Tradition von den Kräf¬ 
ten der Zerstörung zerschlagen wurde. Dieser Schlag traf 
uns als Jugendliche, mit all unseren Idealen und unserer 
Gläubigkeit an die grossen Ideen der Freiheit und Gerech¬ 
tigkeit und Vernunft, besonders schwer. Wir wussten, dass 
die Kräfte der Zerstörung nicht ewig leben können und 
schworen, dem Eid unserer Weltanschauung die Treue zu 
halten und für die nach uns Kommenden die lebendigen 
Mittler zu sein zwischen den Idealen von gestern und denen 
von morgen. Unsere Treue zur Weltanschauung bestand 
nicht darin, die Asche der Tradition zu bewahren, sondern 
die läuternde Flamme, jeder in seinem Herzen, brennend zu 
erhalten. Wir erhielten uns die innere Freiheit, die auch von 
den faschistischen Kräften, die uns hinter Kerkermauern 
warfen, nicht zerstört werden konnten. Wir wussten, dass 
der Tag kommen wird, an dem die Geschichte uns auf¬ 
fordern wird, ihr Gestalter zu werden. Aus Jugendlichen 
sind Männer geworden, aber in uns brennt noch das jugend¬ 
liche Feuer; und ich fühle mich verpflichtet, im Namen 
aller jener ein Bekenntnis zur Freiheit, zur Demokratie, 
zur Gerechtigkeit und zur Vernunft abzulegen. 

Viele unserer jungen Kameraden sind in dem grossen 
Morden des letzten Jahrzehnts, sei es in den Konzentra¬ 
tionslagern, sei es im Krieg, umgekommen. Wir haben die 
Verpflichtung, ihr Wollen mit zu vertreten. 
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Gestattet mir eine kurze Rückschau auf die Vergangen¬ 
heit. Die eine grosse Frage, vor der wir 1933 standen, war: 
Warum hat die Arbeiterbewegung versagt? Sehen wir uns 
das im Einzelnen an. 

Die Sozialdemokratie sah ihre Hauptaufgabe darin, die 
Lage der Arbeitenden innerhalb der kapitalistischen Gesell¬ 
schalt durch Reformen zu verbessern. Sie wollte die wirt¬ 
schaftlichen Verhältnisse durch demokratische Umgestal¬ 
tung, mittels Reformen und Verstaatlichungen zum Sozialis¬ 
mus führen. Durch die anfänglichen Erfolge kam sie zu 
dem Glauben, dass sie mit den Spielregeln der Demokratie 
dieses Endziel friedlich erreichen könnte. Sie verkannte die 
politischen Machtverhältnisse und die inneren Gesetze der 
kapitalistischen Gesellschaft und stellte sich in Verkennung 
dieser Tatsachen nicht auf einen Machtkampf ein. So kam es 
nicht zur erstrebten Sozialisierung, sondern zum Faschismus. 

Die kommunistische Partei, die ihre eigentliche Antriebs¬ 
kraft durch die von Lenin siegreich geführte Revolution in 
Russland erhielt, teilte die Auffassung der friedlichen demo¬ 
kratischen Entwicklung nicht, sondern war der Ansicht, 
dass nur die revolutionäre Erhebung und die Zerschlagung 
der in ihren Augen bürgerlichen Demokratie zum Sozialis¬ 
mus führen könnte. Ihre praktische Politik richtete sich 
darum konsequent gegen den demokratischen Staat von 
Weimar und seine politischen Träger. 

So wie die sozialdemokratische Partei die politischen 
Machtverhältnisse der Demokratie falsch einschätzte, so 
schätzte die kommunistische Partei die Aktivität und die 
Erkenntnisfähigkeit der Arbeiter falsch ein. Sie wähnte 
ständig die Zeit gekommen, in der die Arbeitermassen zur 
Aktion schreiten müssten und kam so ständig zu einer voll¬ 
kommen subjektiven Anschauung der Wirklichkeit. Da nun 
aber die Wirklichkeit sich nicht nach dem Willen allein 
richtet, mussten alle so gezogenen politischen Schlüsse falsch 
sein, und die kommunistische Partei wurde blind gegenüber 
der Wirklichkeit. In dieser Blindheit übersah sie, wo der 
eigentliche Klassenfeind stand und bekämpfte aufs heftigste 
die sozialdemokratische Partei. Dass diese Grundhaltung 
der kommunistischen Partei falsch war und nicht zum So- 



zialismus führte, 
worden. 


ist durch den 30. Januar 1933 bewiesen 


Wir stellten damals fest und die objektive Geschichts¬ 
schreibung wird uns heute recht gehen, dass beide Arbeiter¬ 
parteien versagt haben, weil sie nicht in der Lage waren, 
eine sozialistische Lösung der Krise der Weimarer Republik 
zu finden. Eine bewusste Verräterrolle am Sozialismus hat 
keine von beiden Parteien betrieben. Die Arbeiterbewegung 
hatte einen gewissen Temporverlust in ihren Erkenntnissen 
gegenüber der kapitalistischen Entwicklung. Dieser Mangel 
an Erkenntnis ist das Einzige, was wir der alten Arbeiter¬ 
bewegung zum Vorwurf machen können. Wir waren uns 
damals darüber klar, dass eine Erneuerung des sozialisti¬ 
schen Denkens notwendig ist, und das praktische Erleben 
des Faschismus hat diese Erkenntnis erhärtet. 

Wenn wir heute die Frage stellen, ob die Aufgaben, die 
wir lösen wollen und müssen, grösser sind als in der Ver¬ 
gangenheit, so müssen wir sagen: Jawohl, sie sind grösser, 
weil Deutschland noch nie in einem solchen chaotischen Zu¬ 
stand war wie gegenwärtig. Können wir dann mit alten 
Programmen und alten Parteien eine neue Welt bauen? 
Nein und abermals nein! Es bedarf nicht nur der grössten 
Anstrengungen, sondern einer ganz neuen Programmatik. 
Denn, Genossen, Tradition heisst nicht Buchstabentreue. 
Tradition ist Verbundenheit mit einer lebendigen Tdee. 
Tradition heisst nicht, dass man genau in die Fusstapfen 
seiner Vorfahren tritt. Tradition bedeutet vielmehr, dass 
man in der Richtung weitermarschiert, auf dem Wege, den 
unsere Väter einschlugen. Dass man die Erkenntnisse ver¬ 
gangener Zeiten nicht automatisch auf die Jetztzeit über¬ 
trägt, sondern die innere Freiheit besitzt, die Erkenntnisse 
und die Gesetze unseres Handelns aus der Jetztzeit zu ent¬ 
wickeln. Tradition bedeutet auch, sich bemühen, das zu 
tun, was die grossen Köpfe der Arbeiterbewegung getan 
hätten, wenn sie heute an unserem Platze stünden. Karl 
Marx würde sich im Grabe umdrehen, wenn er erfahren 
würde, welch dogmatischer Kult und welche Buchstaben¬ 
treue und Heiligsprechung seiner grossen, lebendigen, revo¬ 
lutionären Idee heute betrieben wird. Wir wollen doch re¬ 
volutionäre Sozialisten sein! 
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Worin besteht denn das revolutionäre Ziel? Es besteht 
nicht allein darin, den Menschen von der ökonomischen und 
sozialen Ausbeutung zu befreien. Das revolutionäre Ziel 
besteht auch darin, dem Menschen im Rahmen der Gesamt¬ 
gesellschal t den Vollbesitz seiner Grundrechte, die volle 
Entfaltung seiner persönlichen Fähigkeiten und seiner Frei¬ 
heit nach innen und aussen zu sichern. Das revolutionäre 
Ziel besteht darin, eine Harmonie herzustellen zwischen dem 
Wollen des Einzelnen und den sozialen Notwendigkeiten des 
Ganzen, in dem er lebt. Unser Ziel ist nicht nur, den Men¬ 
schen in der künftigenGesellschaft wertvoller, sondern auch 
glücklicher und besser zu machen. Der Sozialismus ist nicht 
nur eine Lehre der sozialen Entwicklung und Umgestaltung 
der Eigentumsverhältnisse. Er ist darüber hinaus eine 
Lehre, die die Geister und Herzen durchdringen soll, die die 
Lebensformen und das Denken umwandeln will, eine Lehre, 
die das Sein der ganzen Welt verändern wird, wenn die 
Menschheit vom Sozialismus durchdrungen ist. Dieser So¬ 
zialismus ist human, er ist aber deshalb nicht weniger revo¬ 
lutionär. Diesen Sozialismus werden wir aber nur erreichen, 
wenn wir uns das höchste Gut. die persönliche und politische 
Freiheit innerlich und äusserlich erkämpfen und bewahren. 


Jeder Mensch hat das Recht der sachlichen Meinungs¬ 
und Gewissensfreiheit. Er hat das Recht und die Pflicht 
der positiven Kritik an den negativen Zuständen seiner Zeit. 
Nur dann kann er revolutionär sein. Hierher gehört auch, 
dass die Mitgliedschaft in Organisationen nur dann einen 
revolutionären Fortschritt bedeutet, wenn sie auf der hun¬ 
dertprozentigen Freiheit ihrer Mitglieder beruht. Zwang 
ist Reaktion. Nur solche Organisationen dienen der fort¬ 
schrittlichen Gesellschaftsordnung, deren Entscheidungen 
aus der inneren Freiheit erwachsen. Daher ist auch die 
Staatsform einer positiven sozialen Gesellschaft die fort¬ 
schrittliche, gesunde und soziale Demokratie. Nur in Demo¬ 
kratien können sich schöpferische Initiative und politisch 
freiheitliche Kräfte entfalten. Wir müssen uns abgewöh- 
nen, die Demokratie nur als ein Abstimmungsinstrument 
anzusehen. Demokratie ist für uns ein Recht und eine Ge¬ 
sinnung. Für die Idee der Demokratie haben wir gekämpft 
und Opfer gebracht. Die Diktatur haben wir gehasst. In 
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diktatorischen Einparteisystemen — auch wenn sie “legal" 
zur Macht kommen, wie die Nazis vor 13 Jahren — ist der 
Einzelne nichts. Er ist nur eine Nummer. Er konnte abge¬ 
holt und in den Kerker geworfen und in das K.Z. geschleift 
und auf die Schlachtfelder geschleppt werden. Kein Mensch 
durfte nach ihm fragen, nicht Mutter, nicht Frau sich nach 
seinem Ergehen erkundigen. Keiner seiner Freunde durfte 
etwas zu seiner Entlastung tun. 

Erst in der Demokratie erhält der einzelne Mensch seine 
Freiheit und Würde wieder. Erst in der Demokratie kann 
das Denken frei sein, frei von Furcht und Not. Was rief 
uns Mateotti zu, der von den Faschisten ermordet wurde: 
“Die Freiheit ist wie die Sonne. Man muss sie verloren 
haben, um zu wissen, dass man ohne sie nicht leben kann.” 
Und wir hatten sie verloren, Genossen! Wenn die erste 
Morgenröte der neuen Freiheit aufsteigt, dann wollen wir 
darum kämpfen, dass sie uns von niemand streitig gemacht 
werden kann. Denn sie ist die Voraussetzung für jeden 
menschlichen Fortschritt und weil sie das ist, darum haben 
alle Diktaturen und Tyrannen das Recht der Freiheit ge¬ 
schmälert und beseitigt, als sie zur Macht kamen. Sie 
haben die Minderheiten unterdrückt und die Menschen¬ 
rechte mit Füssen getreten. Und darum sind auch die 
Besten und Edelsten aller Zeiten bereit gewesen, für den 
Kampf um die Freiheit ihr Gut und ihr Leben zu opfern. 
Worin besteht denn das Wesen des Menschentums? Doch 
nicht darin, dass wir nur arbeiten, essen und schlafen, dass 
wir Befehle empfangen und ausführen, sondern darin, dass 
wir Gedanken haben und sie verbreiten können, dass wir 
Ideen in uns tragen und für sie kämpfen dürfen, dass wir 
Pläne einer neuen menschlichen Ordnung in uns entwickeln 
und für sie werben und wirken dürfen. 

In der Demokratie verändert sich auch das Verhältnis 
der Führer zu den Geführten. Die Führer des Dritten 
Reiches forderten von den Massen blindes Vertrauen. 
Unsere Führer sollen keine Herrscher sein, unsere Führer 
sind nur die Ersten unter den Gleichen. Wir folgen ihnen 
auch nicht in blindem Vertrauen. Wir wollen ihr Wirken und 
ihre Arbeit mit offenen Augen und wachen Sinnen verfolgen 
und an ihrer Tätigkeit regen Anteil nehmen. Wir wollen, 
dass die Besten und Charaktervollsten, die Fähigsten und 



Unbestechlichsten unsere Vertrauensmänner sind. Keiner 
hat das Recht auf lebenslängliche Anstellung. Wer seiner 
Aufgabe nicht gewachsen ist, muss einem Besseren seinen 
Platz räumen. Durch dieses lebendige Wechselspiel, das nur 
in der Demokratie möglich ist, leisten wir einen grossen 
Beitrag zur Erziehung unseres Volkes und zur Anteilnahme 
und Gestaltung seiner eigenen Geschicke. Diese grosse Er¬ 
ziehungsaufgabe kann nicht nur demokratisch und anti¬ 
faschistisch sein. Es gibt keine unparteiische Erziehung. 
Erziehung kann nur die Bildung der Geister im Sinne einer 
neuen Lebensordnung sein. Da diese neue Ordnung eine 
sozialistische sein soll, so muss jede Erziehung eine sozialisti¬ 
sche sein. Nur auf diesem Wege können wir aus deutschen 
Untertanen freie Menschen machen. Nur mit Hilfe der 
sozialistischen Erziehung werden wir den Bann der persön¬ 
lichen und politischen Uniformierung abschaffen können, 
nur mit Hilfe der persönlichen und politischen Freiheit kann 
die Herrschaft der Minderwertigkeit, des blinden Fanatis¬ 
mus, des Ehrgeizes und des Egoismus beseitigt werden. Die 
Alleinherrschaft einer Partei beziehungsweise einer Füh¬ 
rung, verbietet, untergräbt und tötet jedes kritische, politi¬ 
sche Denken und Handeln und die ganze Mannigfaltigkeit 
des gesellschaftlichen Lebens. Die Alleinherrschaft einer 
Partei führt zur politischen Knechtschaft der Massen, zum 
gehorsamen Jawohl-Geist und zur Kulturzersetzung. Dik¬ 
taturen werden immer dogmatisch sein. Jede Abweichung 
von der allein seligmachenden Linie gilt ihnen als grund¬ 
satzlos und jeder, der eine andere Meinung zu haben wagt, 
wird als Kritikaster, als Ketzer, Opportunist oder Renegat 
verschrieen. Dogmatische Weltanschauungen dulden nichts 
neben sich. Alles und Jeder, der anders denkt oder handeln 
will, wird auf den Index gesetzt, ausgestossen, mit dem 
Bannstrahl belegt, verurteilt, verbrannt oder geköpft. 
Schwert, Strick, Revolver sind die Requisiten der Dikta¬ 
turen. Diktaturen kennen keine sachliche Toleranz. Men¬ 
schenrechte und Kultur gehen zugrunde. Alle Brücken zur 
Vernunft und menschlichen Gesinnung werden gesprengt. 
Uniformierte Staatsparteien sind eine Geissei, eine moderne 
Seuche unserer gesellschaftlichen Epoche. Sie sind die 
Grundlage dieser Epoche der modernen geistigen und mate¬ 
riellen Barbarei. 



Das sind unsere Erfahrungen, die wir aus 12 Jahren 
faschistischer Diktatur gewonnen haben. Wir wollen daher 
eine Erziehung der Menschen zur gegenseitigen Achtung, 
zur sachlichen Toleranz, zur kämpferischen Geduld gegen¬ 
über anderen Gesinnungen, anderen Einrichtungen, anderen 
Meinungen. Nur auf diesem Wege ist ein Ausleseprozess 
qualifizierter Menschen gemäss ihren Fähigkeiten möglich. 
Nur so können die Menschen gemäss ihren Fähigkeiten 
ihren gebührenden Platz in der Gesellschaft einnehmen. Die 
Politik soll wieder das werden, was sie sein muss: Die Wis¬ 
senschaft von der Ordnung des Lehens, der Beziehungen 
der Menschen untereinander. 

Das ist das Vermächtnis der sozialistischen Arbeiter¬ 
jugend. Dafür haben wir gekämpft und gelitten. Ich lege 
es in Eure Hände; bewahrt es. Schreitet auf diesem Wege 
fort. 


Freiheit! 



Rede von Kurt Schmidt 

auf sozialdemokratischen Versammlungen in Berlin 
und in der russischen Zone im März 1946 

Es ist keine fröhliche Sache, die ich heute vörzutragen 
habe. Im Gegenteil, ich werde Euren Nerven etwas zumuten 
müssen. Aber wie wir geistig mit dem Problem fertig wer¬ 
den, so werden wir auch mit der Herkulesarbeit fertig 
werden, die wir ein ganzes Menschenalter lang zu leisten 
haben, damit unsere Kinder cs wieder einmal besser haben 
als wir und damit der Fluch des Kapitalismus und des 
Krieges sich endlich in den Segen des Friedens verwandle. 
Gehen wir also an die Sache heran und machen wir Bilanz. 

Weil wir eine ehrliche Bilanz wollen, vergleichen wir 
nicht mit den besten Zeiten, sondern mit den schlechtesten, 
nämlich mit 1932. Wir hatten 1932 im deutschen Staats¬ 
gebiet eine Bevölkerung von ca. 65 Millionen. Trotz der 
Kriegstoten und der Gebietverluste werden wir wegen der 
Zuwanderung von 12 Mdlionen Flüchtlingen nach Rückkehr 
der Kriegsgefangenen im neuen Staatsgebiet mindestens die¬ 
selbe Bevölkerung haben wie 1932, ca. 65 Millionen. Wir 
sollten und möchten darüber nicht unglücklich sein, warum 
sollte ein Volk nicht volkreich sein wollen? Aber nun be¬ 
ginnen die Sorgen, die Probleme unserer Bilanz, nun kommt 
das für die wirtschaftliche Ueberlegung Wichtige: 

1. Wir haben noch 100% unserer Bevölkerung, dagegen 
nur noch 65% des Gebietes, das bisher diese 100% ernährte, 
und noch wichtiger: auf diesen 65% Land zur Zeit nur die 
Hälfte der landwirtschaftlichen Leistung, nachdem viel 
Rindvieh, noch viel mehr Schweine und das meiste Klein¬ 
vieh verloren ging. Aber noch wichtiger: von der alten 
industriellen Leistungsfähigkeit sind nur noch etwa 30% 
erhalten geblieben. Diese Industrie hat kaum nennenswerte 
Roh- und Hilfsstoffe. Es fehlen uns also, gemessen an den 
Verhältnissen von 1932 ca. 70% der Arbeitsplätze. Bei der 
verbliebenen Industrie ist aber noch nicht alles in Gang, 
und was in Gang ist, arbeitet viel primitiver, also teurer als 
früher. Dabei ist die Leistungsfähigkeit unseres Verkehrs¬ 
wesens auf ca. 20% gesunken. Das ist die Bilanz, von der 
wir ausgehen müssen, die Bankrottbilanz des tausendjährig 
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gen Dritten Reiches, das den Deutschen die Herrschaft über 
ganz Europa und den Himmel auf Erden versprochen hat, 
und das das deutsche Volk#in tiefere Armut gebracht hat, 
als der berüchtigte 30jährige Krieg. Die furchtbare Bilanz 
zeigt, dass wir 100% Bevölkerung auf 65% Gebiet, mit 
50% landwirtschaftlicher Leistung, mit 30% industrieller 
Leistungskapazität und 20%iger Verkehrsleistung ernähren 
sollen. Dieses Missverhältnis ist unser Problem. Die Be¬ 
seitigung dieses Missverhältnisses ist die Aufgabe, vor der 
wir stehen. Es ist eine Aufgabe, die nicht von heute auf 
morgen zu lösen ist. Es wird lange dauern: 8, 10, 12, 15 
Jahre. 

2. Weil wir während der ganzen Zeit des Aufbaues die 
dringendsten Bedürfnisse vor den weniger dringenden be¬ 
friedigen müssen, und weil diese Dringlichkeit im ganzen 
Staatsgebiet, in allen Besatzungszonen aufeinander abge¬ 
stimmt werden muss, deshalb kann der Wiederaufbau nur 
nach einem umfassenden, einheitlichen Wirtschaftsplan 
durchgeführt werden. 

3. Dieser Wirtschaftsaufbau kann nicht der sogenann¬ 
ten Privatinitiative überlassen werden, die blind jedes Ge¬ 
schäft macht, das sich bietet und deshalb eine Ordnung in 
der Bedarfsbefriedigung unmöglich macht — er muss viel¬ 
mehr vom Staat durchgeführt, in allen seinen Peilen geplant 
und gelenkt werden. 

4. Dabei muss es Ausweichsmöglichkeiten geben, volks¬ 
wirtschaftliche Rangierbahnhöfe, wenn man so sagen darf. 
Wer nicht sofort bei der Erzeugung von wirtschaftlichen 
Waren produktiv beschäftigt werden kann, der muss zu¬ 
nächst unproduktiv beschäftigt werden, bei Räumungs¬ 
arbeiten, bei der Enttrümmerung, bei der notdürftigen 
Nutzbarmachung von Gebäuden, Verkehrsanlagen und 
Wegen. Die Landwirtschaft muss die Städte von Menschen 
entlasten. Vorübergehend müssen auf dem Lande nicht 12, 
sondern 25 und 30% der Bevölkerung Unterkommen und 
Nahrung finden. Und der Bauer wird sich nicht weigern, 
zusammenzurücken, damit das Land der allgemeinen Not 
des Volkes zu Hilfe kommt. Und ein ebensolcher Rangier¬ 
bahnhof muss die Bauwirtschaft sein, wo viele Hände be¬ 
schäftigt werden können, ohne dass viele Maschinen nötig 


34 



sind, an denen es uns heute fehlt. Dabei wird schnelle Um¬ 
schulung eine Rolle spielen. 

5. Werden wir sparsam sein müssen, sparsam wie noch 
nie. Wenn Hunderttausende und Millionen — man denke 
nur an die zurückkommenden Kriegsgefangenen — noch 
lange ohne ordentliche produktive Arbeit bleiben, dann 
werden die, die glücklich Beschäftigung finden, nicht hohe 
Löhne und Gehälter erhalten können, sondern einen Lohn, 
der die dringendsten Lebensbedürfnisse deckt, ohne dass an 
der Arbeitskraft Raubbau getrieben wird. Solange noch 
Arbeitsplätze fehlen, solange kann nur ein Lohn in Frage 
kommen, der zur bescheidenen Erhaltung der Familie und 
zur vollen Wiederherstellung der Arbeitskraft gerade aus¬ 
reicht. 

6. Das aber hat zur gerechten und unausbleiblichen 
Folge, dass auch der private Unternehmer auf den Lohn 
beschränkt bleibt, den er sich als Leiter des Betriebes ver¬ 
dient. Alles Geldkapital, aller Mehrwert, der über diesen 
Lohn und die notwendigen Abschreibungen hinaus verdient 
wird, muss der staatlichen Lenkung des planmässigen Wie¬ 
deraufbaues zur Verfügung gestellt werden, bis der Mangel 
beseitigt und ein neues Gleichgewicht hergestellt sein wird. 

7. Ferner muss die Arbeiter- und Angestelltenschaft ein 
weitreichendes Mitbestimmungsrecht beim wirtschaftlichen 
Wiederaufbau erhalten. In allen grösseren Betrieben müssen 
die Betriebsräte als voll Mitwirkende bei der Durchführung 
der Produktionspläne mindestens ein Mitglied in die Ge¬ 
schäftsleitung entsenden, und in allen Industriegesellschaf¬ 
ten müssen die Betriebsräte mit mindestens einem Drittel 
in den Aufsichtsräten vertreten sein, wobei die volle Mit¬ 
bestimmung auch für die Ausschüsse und Kommissionen 
der Aufsichtsräte gilt. 

8. Werden die industriellen Fachverbände Funktionen 
im öffentlichen Auftrag zu erfüllen und nicht wie ehedem 
Standes- und Herrschaftsinteressen zu vertreten haben. 
Damit muss es ein Ende haben, denn als 

9. Grundsatz muss gelten, dass wie der Staatsaufbau ein 
demokratischer sein wird, so auch der Wirtschaftsaufbau 
ein demokratischer sein muss. Es wird nicht mehr dazu 
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kommen, dass wirtschaftliche Herzogtümer und Wirtschafts¬ 
mächte entstehen, die einen Staat im Staate bilden und 
Gesetzes- und Verfassungsänderung unter der Hand betrei¬ 
ben und unter dem Vorwand der Wirtschaftsfreiheit eine 
Diktatur des Monopol-, Kartell- und Finanzkapitals über 
das Volk gegen die Demokratie errichten. Und daraus folgt 
als letzter und 

10. Grundsatz: der vor uns liegende Wirtschaftsaufbau 
darf nicht der Förderung privatkapitalistischer Tendenzen 
dienen, er muss auf die Entwicklung sozialer und sozialisti¬ 
scher Gesellschaftsverhältnisse abgestellt sein. Das sagen 
und fordern wir nicht, weil wir Fanatiker des Sozialismus 
sind, sondern weil wir Gerechtigkeit fordern. Wenn heute 
70% der Industrie zerstört und verloren sind, so fehlen also 
70% der Arbeitsplätze. Zu diesen 70% sind die bisherigen 
Eigentümer ebenso kapitallos geworden, wie die Arbeiter 
der zerstörten Industrie arbeitslos geworden sind. Wenn 
die Arbeiter und Angestellten, um die fehlenden Arbeits¬ 
plätze wieder zu beschaffen, aus ihrem Schweiss das Kapital 
erarbeiten müssen, das zur Wiederherstellung der zerstörten 
Industrie und zur Beschaffung der Rohstoffe nötig ist, dann 
kann kein Kapitalist und kein Unternehmer — die heute 
ja nur noch kapitallose Kapitalisten und Unternehmer¬ 
anwärter sind — dieses von den Werktätigen bei geringen 
Löhnen erarbeitete neue Kapital für sich verlangen. Dieses 
von den Werktätigen zu erarbeitende Wiederaufbaukapital, 
durch das allein auch der Unternehmer wieder zu Arbeit 
und Verdienst kommt, dieses Kapital muss und wird der 
Allgemeinheit gehören, der Gesamtheit des Volkes, als dessen 
Treuhänder der Staat es verwalten wird. Sorgen wir dafür, 
dass dieser Staat unser Staat sein wird. 

Unser ganzer zukünftiger Wirtschaftsaufbau muss aus 
dem Nichts aufgebaut werden, buchstäblich aus dem finan¬ 
ziellen Nichts. Denn finanziell hat das tausendjährige Reich 
nach zwölf Jahren mit dem vollen Bankrott geendet. Fi¬ 
nanziell hat dieses Reich uns arm gemacht und noch mehr 
zerstört als Industrie, Landwirtschaft und Verkehr. Ueber 
die realen Zerstörungen hinaus hat es nämlich noch alles 
das zerstört, was die arbeitenden Menschen, die Geschäfts¬ 
leute, die Unternehmer, die Mütter und Väter auf die hohe 
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Kante gelegt haben, und das für Krankheit, für den Todes¬ 
fall, Urlaub und Erholung, für die Erziehung der Kinder, 
für das Alter und für die Zeiten der Gebrechlichkeit, für den 
Ersatz gebrauchter Möbel und Einrichtungsgegenstände, 
ebenso wie für den Ersatz verbrauchter Maschinen und 
Geräte gedacht war. Mit anderen Worten: auch alles, was 
finanziell Grundlage der Zukunft sein und werden sollte, 
ist vom Hitlerreich verwirtschaftet worden. Und hier er¬ 
eignet sich etwas Bedrückendes: weil nämlich diese Verluste 
jeden angehen, jeden, der ein Sparguthaben oder ein Bank¬ 
guthaben, einen Bauspar- oder einen Versicherungsvertrag 
hat, weil hier jeder der Leidtragende ist, deshalb möchte 
keiner an sein Unglück, d. h. an seine Armut glauben. Und 
so werden vor dem Unglück dieser Verluste die Augen fest 
und hartnäckig geschlossen. 

Wir müssen auch auf dem P'inanzgebiet Bilanz machen. 
Es wird wohl jedem, der logisch denkt, klar sein, dass, wenn 
wir als Volk noch 65% Land, 50% der landwirtschaftlichen 
Leistung, 30% unserer Industrie und 20% der Verkehrs¬ 
leistungen besitzen, wir auch ärmer geworden sind. Wenn 
nun aber unsere Spareinlagen von 18 Milliarden Reichsmark 
im Jahre 1932 auf 135 Milliarden Reichsmark im Jahre 
1946 gestiegen sind, so-ist ja wohl klar, dass da irgend etwas 
nicht stimmt. Wir sind bitter arm geworden und haben nur 
den Schein eines Reichtums, an den sich verständlicherweise 
jeder klammert. Sehen wir weiter: das, was wir 1932 als 
Volk besessen, hatte einen Wert von ca. 400 Milliarden 
Reichsmark. Durch den Krieg, die Zerstörung und Verluste 
besitzen wir nur noch die Hälfte, nämlich ca. 200 Milliarden 
Reichsmark. Das Einkommen, d. h. was wir uns als Volk 
durch unserer Hände Arbeit in einem Jahre erarbeiteten, 
betrug 1932 60 Milliarden Reichsmark, heute dagegen sind 
es nur 15 Milliarden. 

Wenn wir das sehen, muss uns klar sein, dass wir als 
Volk keine alten Sparguthaben mehr besitzen können. Wenn 
wir es trotzdem glauben, machen wir einen frommen Selbst¬ 
betrug, denn jeden Pfennig, den wir seit 1933 nicht zu unse¬ 
rem Lebensunterhalt verbraucht, sondern gespart haben, 
d. h. einer Bank- oder Sparkasse zur Verfügung gestellt 
haben, damit sie unser Anrecht an der gemeinsamen Arbeit 
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ehrlich verwalten sollte und wir es später verbrauchen könn¬ 
ten, ist verloren. Denn Hitler hat diese Werte nicht auf¬ 
bewahrt und vermehrt, sondern sie für seine Kriegszwecke 
benutzt und als Hazardspieler das ganze Vermögen des 
Volkes verspielt und vernichtet. Er benützte die Werte, die 
ihm das Volk in seiner Leichtgläubigkeit iiberliess, um Auto¬ 
bahnen, Parteibauten, Reichskanzleien, Obersalzberge, Or¬ 
densburgen, Volkswagen werke und KdF-Schiffe und KX- 
Lager zu bauen, die schliesslich zu nichts anderem dienten, 
als zur Vorbereitung des Krieges. Und als der Krieg ausge¬ 
brochen war, benutzte er die Spargroschen dazu, um Panzer, 
Flugzeuge, U-Boote, Geschütze und Bomben zu bauen, und 
das Volk bekam nur soviel für seine Arbeit, dass es sich das 
Notwendigste zum Leben beschaffen konnte. Nicht das 
Geld, was man Euch gab, war wichtig; die Lebensmittel¬ 
marken und die Bezugsscheine waren Euer Verdienst, den 
Euch das Hitler-Reich zubilligte. Alles andere war Betrug. 
Wenn wir also heute grosse Spareinlagen aus der Hitlerzeit 
haben, so steht dem an realen Werten nicht viel gegenüber. 
Das ist das erste, was wir erkennen müssen, dass wir uns 
reich dünkten in den vergangenen zwölf Jahren, während 
wir ärmer wurden als die Kirchenmäuse. Den traurigen 
Rest unseres Volksvermögens kann man nicht einmal zu 
Geld machen, um Auszahlungen vorzunehmen, weil ein 
Bankrott einer Volkswirtschaft nicht dasselbe ist wie der 
Bankrott einer Firma, wo eine Gläubigerversammlung sich 
auf die Verlustquote einigt und die verbliebenen Werte ver¬ 
silbert. Denn mit diesem traurigen Rest müssen wir als Volk 
versuchen, wieder anzufangen. Bei dieser Frage fällt man 
dem Selbstbetrug so gern zum Opfer, weil es so schwer ist, 
an die Armut zu glauben und weil es böswilligen Gerüchte¬ 
machern, die heute mit Versprechungen auf Stimmenfang 
ausgehen, so leicht fällt, Gläubige zu finden. 

Und noch Eines müssen wir erkennen, das zu einer un¬ 
geschminkten Bilanz gehört: Die Schuldenrechnung des 
Dritten Reiches ist mit den 410 Milliarden staatlichen 
Schuldverschreibungen, die wir in den Kamin schreiben 
können, noch nicht am Ende. Ich bitte Euch mitzurcch- 
nen. Dazu kommen bis Ende 1944 nach Erklärungen des 
Hitler'schen Staatssekretärs der Finanzen, Reinhardt, noch 
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120 Milliarden anerkannte, aber noch nicht ausgezahlte 
Bombenschäden, ferner mindestens 100 Milliarden Kriegs- 
zerstörungen und Bombenschäden bis zur Beendigung der 
Kampfhandlungen in Deutschland für jene 5 Minuten nach 
12, dazu rund 60 Milliarden Noten, die noch in Deutsch¬ 
land und im Ausland umlaufen, ferner rund 50 Milliarden 
Flüchtlingsschäden aus den abgetrennten Ostgebieten, ferner 
etwa 30 Milliarden offen gebliebene Auslandsschulden, dazu 
die Riesenbeträge von den im Ausland gestohlenen Gold¬ 
vorräten, Barren an Edelmetall und Kunstwerken, für die 
wir haften müssen und endlich die Reparations- und Be¬ 
satzungskosten in noch nicht messbaren Beträgen von 
Dutzenden von Milliarden. Die 410 Milliarden offene 
Staatsschulden erhöhen sich auf nicht viel weniger als 1000 
Milliarden, das heisst eine Billion Mark. Und nun mache 
jeder die Rechnung mit, was jeder Erwerbstätige in Deutsch¬ 
land von den Bank- und Sparguthaben erwarten darf als 
seinen Anteil und was jeder Erwerbstätige aufbringen 
müsste, um alle Staatsverpflichtungen zu tilgen. Denn man 
kann nicht Vermögen verlangen, ohne auch die Schulden 
anzuerkennen. Wir haben rund 30 Millionen Erwerbstätige 
in Deutschland. Diese haben rund 300 Milliarden Gut¬ 
haben und Noten, aber wir haben zugleich 1000 Milliarden 
Staatsverpflichtungen auf uns zu nehmen. Auf jeden Er¬ 
werbstätigen kämen also durchschnittlich gerechnet 10,000 
Mark Vermögen und 30,000 Mark Schulden, die er und 
seine Familie abdienen müsste. Und nun überlasse ich Euch 
die Wahl: wollen wir nicht lieber einen grossen dicken 
Strich unter die Vergangenheit machen, oder wollen wir uns 
weiter reich dünken, an unseren Verpflichtungen schamhaft 
vorbeisehen und wie der Vogel Strauss den Kopf in den 
Sand stecken? 

Ich will noch etwas sagen, um die Illusionen zu kenn¬ 
zeichnen, die in manchen Köpfen gepflegt werden. Das 
Jahr 1944 war das Jahr, in dem fast ausschliesslich für den 
Krieg, also für die Zerstörung erzeugter Güter gearbeitet 
wurde und in dem zugleich die Zerstörung von Volksver¬ 
mögen durch Bombenangriffe dem Höhepunkt zueilte. In 
diesem Jahre allein sind die Spareinlagen von 108 auf 135 
Milliarden Reichsmark gestiegen, also um 27 Milliarden. 
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Das ist fast doppelt so viel, als der gesamte Bestand von 
Spareinlagen im Jahre 1932, fast doppelt so viel als in den 
acht Friedensjahren von 1924 bis 1932 im gesamten deut¬ 
schen Reich zurückgelegt werden konnte. Hätte der Krieg 
noch einige Jahre gedauert, so wären wir, unseren Guthaben 
nach, alle Millionäre geworden, aber wir hätten in Erd¬ 
höhlen wohnen müssen. Millionäre in Erdhöhlen, besser 
lässt sich der Selbstbetrug nicht kennzeichnen, mit dem 
viele heute noch an ihren Illusionen Festhalten möchten. 
Wir haben in der Tat unseren Wiederaufbau zu beginnen 
aus dem finanziellen Nichts. Nachdem wir Bilanz gemacht 
haben, können wir von dem Aufbau sprechen. 

Je nachdem, ob für drei, fünf oder sieben Millionen 
Arbeiter neue industrielle Arbeitsplätze zu beschaffen sind, 
kostet das bei 2000 Mark Kapitalaufwand je Arbeitsplatz 
24, 40 oder 56 Milliarden Mark. Je nachdem, ob wir für 
ein, anderthalb oder zwei Millionen Neubauern Gebäude, 
totes und lebendes Inventar beschaffen müssen, kostet das 
bei 9000 Mark pro Neubauernstelle 9, 13 oder 18 Milliarden 
Mark. Je nachdem, ob wir 4, 6 oder 8 Millionen neue Woh¬ 
nungen bauen müssen zu wenigstens 3500 Mark je Woh¬ 
nung, kostet das 14, 21 oder 28 Milliarden Mark. Die In¬ 
standsetzung einer Wohnung in einem gebombten oder 
reparaturbedürftigen Hause kostet nach Berliner Schätzun¬ 
gen im Durchschnitt 1000 Mark. In Berlin rechnet man 
330,000 solcher reparatur- und heizbarer Wohnungen. Bei 
3 Millionen Wohnungen im Reich sind es 3 Milliarden Mark. 
Was die Verwaltung verbraucht, die ja keine produktiven 
Werte schafft, wird in die Dutzende von Millionen gehen. 
Ausserdem ist die Sozialversicherung vorzufinanzieren, ein¬ 
schliesslich der Erhaltung der arbeitsunfähigen Kriegs¬ 
geschädigten und Sozialrentner. Die Besatzungskosten und 
Zahlungen an Private für die Erzeugung von Reparations¬ 
waren sind hinzuzurechnen. Wir müssen also von der Fi¬ 
nanzseite her diese Rechnung aufmachen, um zu erkennen, 
dass die Wiederherstellung eines neuen volkswirtschaftlichen 
Gleichgewichtes in Deutschland einen Aufwand von 60, 80 
oder 100 Milliarden Mark Vorschuss erfordert. Da wir aber 
aus dem Nichts wieder anfangen müssen und Werte nur 
von arbeitenden Menschen geschaffen werden und aller Zu- 
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kunftsaufwand nur aus erzeugtem Mehrwert möglich ist, 
müssen diese 60, 80 oder 100 Milliarden Mark erarbeitet 
werden, um investiert werden zu können. Das heisst, dass 
wir ein Programm für 20 Jahre und mehr machen müssen. 

Es ist klar, ein solches Programm gibt es nicht. Es gibt 
nur in Erkenntnis eines ungefähren Zieles und der unver¬ 
meidlichen langen Dauer der Planung einen klaren, ent¬ 
schlossenen, sauberen Anfang und die Aufstellung vernünf¬ 
tiger Grundsätze für die Durchführung des Gesamtplanes. 

Wir hoffen, dass die Regierung der Alliierten in Deutsch¬ 
land, nachdem ihre Waffen uns von Hitler befreit haben, 
uns auch beim Wiederaufbau von Deutschland behilflich 
sein wird. 

Die wichtigste Hilfe allerdings, die uns die Alliierten 
geben können, steht noch aus. Das ist die wirtschaftliche 
Einheit des deutschen Staatsgebietes, das ist die Beseitigung 
der Zonengrenzen für den Wirtschaftsverkehr, die in Pots¬ 
dam festgelegt und vorgesehen worden sind. Mit Bitterkeit 
sehen wir deutschen Arbeiter, wie unser bester Fleiss, wie 
unsere unbeschränkte Arbeits- und Leistungsbereitschaft 
nicht zum richtigen Erfolg kommen, weil wir in die Zonen¬ 
grenzen eingesperrt und von den Rohstoffen, Kräftereserven 
und Maschinen und sonstigen Hilfsmitteln der anderen 
Zonen abgesperrt sind. Mit Bitterkeit sehen wir, wie von 
Land zu Land, von Provinz zu Provinz, von Zone zu Zone 
trennende Schlagbäume stehen, die von Verwaltungs- und 
Kirchturmspartikularismus, von Gesetzen, Befehlen und 
Verordnungen bewacht sind und die den Wirtschaftsaufbau 
hemmen. Man macht uns Deutschen den Vorwurf, dass wir 
beim Wirtschaftsaufbau nicht genug Tatkraft, Mut und 
Initiative beweisen. Wir müssen den Vorwurf hinnehmen. 
Aber wir fragen als deutsche Arbeiter, wo sind die Tatkraft, 
der Mut und die Initiative, die zur Beseitigung der wirt¬ 
schaftlichen Zonengrenzen führen könnten? 

Wir haben als Deutsche auch kein “Recht”, uns in die 
Streitfrage der Internationalisierung unseres Ruhrgebietes 
einzumischen, denn wir sind nicht die Herren in unserem 
Lande. Aber wir Arbeiter wissen, dass wir als Industricvolk, 
das wir bleiben werden, nicht ohne die Kohle und das Eisen 
der Ruhr leben können. 
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Ich will nicht enden, ohne einige Worte zu den Aufgaben 
zu sagen, die uns als Arbeiterklasse beim Wiederaufbau 
Deutschlands gestellt sind. Wir stehen nicht nur vor einem 
völligen Neubau der Wirtschaft. Wir stehen auch vor einem 
völligen Neubau unseres Staates. Wie wir dafür kämpfen 
wollen, dass bei dem Neubau der Wirtschaft nicht privat¬ 
kapitalistische, sondern sozialistische Tendenzen gefördert 
werden, so werden wir auch dafür kämpfen, dass der Neu¬ 
bau des Staates nicht in reaktionärem, bürokratischem und 
diktatorischem, sondern in wirklich demokratischem Geiste 
erfolgt. Wer Demokratie will, der muss auch die Verhinde¬ 
rung jeder Kapitalistenherrschaft wollen. Das ist die Lehre, 
die wir aus den Erfahrungen seit 1918 zu ziehen haben. 
PN geht um die physische PThaltung des Volkes und um die 
Linderung der grössten Not, wie auch um die rationellste 
und bestmögliche Gestaltung der wirtschaftlichen Ver¬ 
hältnisse. Die Partei mag heissen, wie sie will, was ent¬ 
scheidend ist, ist die Lösung dieser Fragen; der Erfolg wird 
über sie richten, sie verdammen oder rechtfertigen. 

Wenn die deutsche Arbeiterklasse ihren Aufgaben ge¬ 
wachsen sein will, muss sie wieder lernen zu kämpfen. Die 
Reaktion in Deutschland ist nicht tot. Wir haben das 
Kämpfen verlernt in den letzten 40 Jahren, weil die kapi¬ 
talistische Entwicklung und die Spielregeln des Parlamen¬ 
tarismus uns die Positionen in die Hand legte, die sich aus 
dem Machtverhältnis der Klassen von selbst ergaben. Mit 
diesen Positionen haben wir uns begnügt, unsere Erkennt- 
nisse haben mit der Entwicklung der Dinge nicht Schritt 
gehalten. Wir hatten weder Funktionäre noch Mitglied¬ 
schaften, die kampfgewohnt, kampfgeübt und kampfbereit 
sind. Wir haben nicht bemerkt, wie das Finanz- und Mono¬ 
polkapital nach 1918 sich seinen Staat im Staate baute und 
seine Gesetzgebung unter der Hand errichtete, mit denen 
es schliesslich die Demokratie aus den Angeln und den 
Faschismus in den Sattel hob. Diese hochkapitalistische 
Strategie des Faschismus ist noch lebendig in jedem Gross¬ 
kapitalisten, den wir in der Macht lassen, sie ist lebendig 
in jedem Kartell- und Unternehmerverband, der als Inte¬ 
ressenorganisation zu neuem Leben erwacht. Dieser Reak¬ 
tion müssen wir auf wirtschaftlichem und politischem Felde 
gewachsen sein. 



Diese Reaktion ist es aber auch, die es begrüsst, wenn 
Deutschland nicht zur Staatseinheit kommt und zu der 
einen unteilbaren deutschen demokratischen Republik, die 
wir wieder werden müssen. Die wirtschaftliche Einheit 
Deutschlands ist nicht möglich ohne die staatliche Einheit 
Deutschlands. Und um die Einheit des Staatsgebietes, die 
Einheit der Gesetzgebung, die Einheit der Verwaltung muss 
gekämpft werden. Sie fallen uns nicht in den Schoss. 

Die deutsche Arbeiterschaft muss wissen, dass Einheit 
und Freiheit der Nation, Einheit und Freiheit der Arbeiter¬ 
klasse von einander untrennbar sind. Die Politik der deut¬ 
schen Arbeiterklasse muss unabhängig sein und den Lebens¬ 
interessen des deutschen Volkes dienen. Sie muss heute 
darauf gerichtet sein, dass das deutsche Volk aus eigener 
Kraft ein Friedensvolk wird und die Möglichkeit des Lebens 
findet. Auch darum geht der Kampf. 

Unsere Aufgabe für heute ist, durch Arbeit, Mühe und 
Entsagung für unsere Kinder wieder ein Volk und ein Land 
zu werden, in dem zu leben sich lohnt, und der politischen 
Freiheit und Selbstregierung würdig zu werden, die unser 
Land auch frei von fremder Herrschaft macht. Unser Ziel 
ist die freie deutsche sozialistische Republik. Wir erkennen 
heute die Notwendigkeit und hoffen, dass diese Erkenntnis 
auf fruchtbaren Boden fallen wird und unserem Leben und 
Kämpfen einen neuen Inhalt vermittelt, einen Inhalt, dem 
wir begeistert unsere ganze Schaffenskraft hinzugeben ver¬ 
sprechen. Von der jungen aufwachsenden Generation wird 
es abhängen, ob sie die Kraft, das Wollen und die Erkennt¬ 
nisfähigkeit hat, diesem Neuen Lebenskraft zu geben. Als 
freie deutsche sozialistische Republik wollen wir einst den 
sozialistischen Republiken der Welt unsere Bruderhand 
reichen können. 
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II. TEIL 


“Ein Jahr Kampf um Freiheit — Ein Kahr S.P.D.” Das 
ist der Text eines Plakates , das die sozialdemokratische Par¬ 
tei zur Jahresfeier ihrer Neugründung im Juni 1946 in Berlin 
verbreitete. Nur wenige Monate vorher schien es zweifel¬ 
haft■> ob es in 'Berlin weiterhin eine selbständige sozialdemo¬ 
kratische Partei geben würde, oder ob sie , wie die Sozial¬ 
demokratie in der russischen Tjone in der Einheitspartei auf¬ 
gehen und damit ihren Charakter als unabhängige demokra¬ 
tische Partei verlieren würde. Die Berliner Sozialdemokratie 
war überzeugt , dass ihre Partei nur dann zum Vorkämpfer 
aller freiheitlichen , sozialistischen und im fortschrittlichen 
Sinne nationalen Bestrebungen in Deutschland werden 
könnte , wenn sie ihre Unabhängigkeit und ihren demokra¬ 
tischen Charakter bewahrte. Um die Erhaltung dieser 
Grundlagen ging ihr Kampf, über den die nachfolgenden 
Dokumente berichten. 
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Nach zwölf Jahren Nazi-Diktatur war in der deutschen 
Arbeiterschaft, die die verhängnisvollen Folgen des Bruder¬ 
kampfes der Arbeiterparteien erlebt hatte, ein starker Wille 
zur Einheit vorhanden. Noch während der letzten Tage des 
Krieges ergriffen Berliner Sozialdemokraten die Initiative 
zur sofortigen Gründung einer einheitlichen Arbeiterpartei 
in Deutschland. Ueber diese Schritte berichtete am 20. De¬ 
zember 1945 auf einer sozialdemokratisch-kommunistischen 
Einheitskonferenz in Berlin Otto Grotewohl, der damals 
der Vorsitzende des Zentralausschusses der Sozialdemokrati¬ 
schen Partei in der russischen Zone war und heute einer 
der zwei Vorsitzenden der Sozialistischen Einheitspartei ist. 

Noch während der Kampfhandlungen in Berlin, als der 
nordöstliche Teil Berlins bereits von der Roten Armee be¬ 
setzt war, schrieb unser Genosse Fechner am 28. April 1945 
an den Genossen Walter Ulbricht: 

. . Ich hätte gerne mit Dir darüber gesprochen, wie 
es möglich wäre, endlich die so ersehnte Einheitsorganisa¬ 
tion der deutschen Arbeiterklasse zu schaffen. Meine poli¬ 
tischen Freunde und ich stehen auf dem Standpunkt, dass 
bei der ersten Möglichkeit, sich wieder politisch betätigen 
zu können, über alle Vergangenheit hinweg der neu zu 
beschreitende Weg ein gemeinsamer sein muss zwischen 
K.P.D. und S.P.D. Ich möchte sagen, dass es bei Beginn 
der politischen Tätigkeit leichter sein wird, die Einheit zu 
schaffen, als wenn wir erst bei den Nachwirkungen der 
Kriegshandlungen angelangt sind. Ich würde mich freuen, 
bald mit Dir oder mit einem anderen Genossen von Euch 
dieses Fragengebiet besprechen zu können. Bitte gib mir 
Nachricht.” 

Eine Antwort auf diesen Brief erhielten wir nicht. 

Am 14. Mai 1945 besuchten die Genossen Gniffke, 
Grotewohl und Graf den Genossen Arthur Pieck im in¬ 
zwischen eingesetzten Magistrat der Stadt Berlin. Die drei 
Genossen stellten die Mitarbeit der sozialdemokratischen 
Genossen zur Verfügung und erbaten eine gemeinsame Be¬ 
sprechung, in der die Frage der organisatorischen Einheit 
geklärt werden sollte. Genosse Pieck, sagte zu, dass am 
17. Mai 1945 die Vertreter der kommunistischen Partei zu 
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der gemeinsamen Besprechung erscheinen werden. Die Be¬ 
sprechung fand nicht statt, da die Genossen von der kom¬ 
munistischen Partei nicht erschienen. Am gleichen Page 
baten wir die Genossen der kommunistischen Partei brief¬ 
lich durch Genossen Arthur Pieck zu einer Besprechung am 

24. Mai 1945. Auch zu dieser Besprechung erschien kein 
Vertreter der kommunistischen Partei. Darauf beauftragten 
wir die Genossen Gnitfke und Graf, nochmals persönlich 
vorstellig zu werden. Die beiden Genossen begaben sich am 

25. Mai 1945 zum Genossen Pieck, wurden jedoch wegen 
Arbeitsüberlastung nicht empfangen. Sie wiederholten ihren 
Besuch am 29. Mai 1945 mit der gleichen Ergebnislosigkeit. 

Am 12. Juni 1945 unterbreitete die kommunistische Partei 
ihr Aktionsprogramm der Oeffentlichkeit. Für die von uns 
anwesenden Genossen sprach der Genosse Dahrendorf im 
Aufträge des Zentralausschusses. Er erklärte: 

“Ich spreche im Namen der neuen wiedererstandenen 
Sozialdemokratischen Partei. . . . Ihre politische Linie ist 
klar und eindeutig. Diese Linie ergibt sich aus dem Be¬ 
wusstsein, dass wir ein unerhörtes Vermächtnis der zahl¬ 
reichen und besten 'Toten zu erfüllen haben, die aus dem 
Lager der Sozialdemokratischen Partei kamen. Diese neue 
Linie steht voran: Die neue Sozialdemokratische Partei 
Deutschlands will die politische und wenn es sein kann, auch 
die organisatorische Einheit der Werktätigen, aller Anti¬ 
faschisten in Stadt und Land. Wir sind bereit, über alle 
Fragen der Einheit mit unseren kommunistischen Freunden 
zu sprechen und fragen, wann ein solches entscheidendes 
Wort zu sprechen möglich ist.” 

Am 15. Juni 1945 veröffentlichte die Sozialdemokratische 
Partei Deutschlands ihren Aufruf. Darin sagte der Zentral¬ 
ausschuss: 

“Wir wollen vor allem den Kampf um die Neugestaltung 
auf dem Boden der organisatorischen Einheit der deutschen 
Arbeiterklasse führen. Wir sehen darin eine moralische 
Wiedergutmachung politischer Fehler der Vergangenheit, 
um der jungen Generation eine einheitliche politische 
Kampforganisation in die Hand zu geben.” 

Am 17. Juni 1945 begründete der Genosse Otto Grote- 
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wohl diesen Aufruf in einer Rede. Er führte dabei im Auf¬ 
träge des Zentralausschusses folgendes aus: 

“Darum wollen wir auch, dass niemals mehr die aus der 
Uneinigkeit der Arbeiterschaft entstandenen Fehler von 
1918 wiederholt werden. In der Einheit liegt die grosse 
Kraftentfaltung der arbeitenden Bevölkerung und aller frei¬ 
heitsliebenden Kreise. Wir sind darum bereit und ent¬ 
schlossen, mit allen gleichgesinnten Menschen den Kampf 
um die Neugestaltung auf dem Boden der organisatorischen 
Einheit der deutschen Arbeiterklasse zu führen.” 

Soweit die Tatsachen. Man erkennt aus ihnen, dass die 
Sozialdemokratische Partei die Initiative zur Einheit ergrif¬ 
fen hatte und dass sie sich sehr viel Mühe geben musste, um 
jnit der Kommunistischen Partei überhaupt zu einer Unter¬ 
haltung zu kommen. Das Zentralkomitee der K.P.D. hat 
dann die organisatorische Einheit abgelehnt: sie sei ver¬ 
früht, sie berge die Gefahr neuer Zersplitterung in sich, für 
längere Zeit komme zunächst nur eine Zusammenarbeit in 
Frage, gemeinsame Beratungen zur Klärung ideologischer 
Fragen müssten der Vereinigung vorangehen. 

Die kommunistische Partei verhielt sich den sozialdemo¬ 
kratischen Einheitsvorschlägen gegenüber solange ablehnend, 
wie sie hoffen konnte, zur dominierenden Partei in Deutsch¬ 
land, zumindesten in der russischen Zone, zu werden. Als 
diese Hoffnung sich als illusorisch erwies, begann die kom¬ 
munistische Partei mit Unterstützung der russischen Be¬ 
satzungsbehörden eine Kampagne zu Schaffung einer ein¬ 
heitlichen Arbeiterpartei, die politisch und organisatorisch 
den von den Kommunisten auf gestellten Grundsätzen ent¬ 
sprechen sollte. Die Haltung der Sozialdemokratie in Berlin 
und in der russischen Zone dieser Kampagne gegenüber 
wurde am 9. November 1945 in einer Rede von Otto Grote¬ 
wohl in folgenden vier Grundsätzen zusammengefasst: 

1. Die Einheit der Arbeiterbewegung kann kein Be¬ 
schluss von Instanzen sein, sie muss der eindeutige und 
überzeugte Wille aller deutschen Klassengenossen sein. 

2. Die Einheit der Arbeiterbewegung kann unmöglich, 
auch nur im geringsten, das Ergebnis eines äusseren Druckes 



oder indirekten Zwanges sein. Sie muss aus dem Bewusst¬ 
sein völlig freier Selbstbestimmung auch der letzten und ein¬ 
fachsten Klassengenossen Zustandekommen. Mit dieser 
Freiheit der eigenen inneren Entschliessung ist cs unverein¬ 
bar, dass es etwa eine Partei geben darf, die mit Ansprüchen 
des Erstgeburtsrechts an die Frage der Einigung herangeht. 

3. Die Einigung der deutschen Arbeiterbewegung kann 
nur das Werk und das Ergebnis des sozialistischen und 
demokratischen Aufbaus sein und des Willens, diesen Auf¬ 
bau in leidenschaftlicher Hingabe und kameradschaftlich¬ 
ster Leistungskonkurrenz gemeinsam zum erfolgreichen 
Ende zu führen. Ideologische Klärung wird nützlich sein, 
aber sie kann nichts entscheiden. Die Einheit muss im ge¬ 
meinsamen Werk zum Vollzug gebracht werden, bevor sie 
der Wille durch einen Entschluss organisatorisch vollziehen 
kann. 

4. Die schnellste Schaffung einheitlicher Reichsparteien 
der deutschen Arbeiterklasse ist eine gebieterische Notwen¬ 
digkeit. Eine zonenmässige Vereinigung würde vermutlich 
die Vereinigung im Reichsmasstabe nicht fördern, sondern 
nur erschweren und vielleicht das Reich zerbrechen. Die 
Einheit und die Einheitlichkeit des gesamten Staats- und 
Wirtschaftsgebietes Deutschlands zu wahren und zu erhal¬ 
ten, ist aber eine der höchsten Aulgaben der deutschen Ar¬ 
beiterklasse. Für diese zukünftige Einheit und Einheitlich¬ 
keit des deutschen Staats- und Wirtschaftsgebietes ist die 
Schaffung einheitlicher Reichsparteien der deutschen Ar¬ 
beiterbewegung schlechthin die entscheidende V oraus- 
setzung. . . . 


Am 20. und 21. Dezember 1945 trat in Berlin eine Kon¬ 
ferenz von je 30 Vertretern der sozialdemokratischen und 
kommunistischen Parteien Berlins und der russischen Zone 
zusammen f um über die Vereinigung der beiden Parteien zu 
beraten. Um diese Zeit standen die sozialdemokratischen 
Organisationen in Berlin und vor allem in der russischen 
Z one unter einem ständig wachsenden Druck , die V er Schmel¬ 
zung in der von den Kommunisten geforderten Form durch- 
zufUhren, lieber die von den Kommunisten angewandten 
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Methoden berichtete auf der Konferenz Gustav Klingel- 
hoefer , Mitglied des Xentralausschusses der S.P.D.: 

Ich will nur ein paar Worte sagen für die Genossen, die 
hier nicht sprechen. 

Freunde von der K.P.D., Ihr könnt reden, Ihr habt 
nichts zu fürchten. Ihr könnt überall reden, was Ihr wollt; 
Euch zieht niemand zur Verantwortung. Es ist aber so, dass 
viele unserer Genossen von dem, was sie auf dem Herzen 
haben, nicht sprechen wegen bestimmter Befürchtungen und 
Erfahrungen, die sie gesammelt haben. 

Genossen von der K.P.D., Ihr könnt handeln. Ihr könnt 
auch kühn sein. Es ist aber nicht für jeden Genossen gleich, 
und es hat nicht jeder die Wahl, ob er handeln darf oder 
kühn sein darf . . . 

Ich muss den Fall nennen, der in der Provinz Sachsen 
passiert ist. Da ist ein Genosse von der S.P.D. ausserhalb 
des Ortes geführt worden. Es fiel ein Schuss. Der Genosse 
wurde nicht getötet, er hatte einen Schuss im Halse und 
ist wieder gesund geworden. . . . 

Ich will von den Dingen sprechen, die nicht ausgespro¬ 
chen werden, die wir aber wissen müssen. Es gibt Dinge, 
die nicht ausgesprochen werden, für die aber Verständnis 
bestehen muss. 

Ihr könnt mehr agitieren und organisieren, Genossen von 
der K.P.D. Denn Ihr habt viel mehr Unterstützung, als 
wir haben. . . . 

Ist es denn gerecht, dass in unserer Sowjetzone über vier 
Millionen Eurer Zeitungen verbreitet werden und von un¬ 
seren nur ein Bruchteil einer Million. Ueberlegt das doch! 

. . . Seht, Genossen, so frage ich Euch, warum sind diese 
Sorgen nicht auch Eure Sorgen? Ist denn das nur eine An¬ 
gelegenheit, die die S.P.D. mit der Sowjet-Administratur zu 
verhandeln hat? Wenn wir eine gemeinsame Aktion ma¬ 
chen, warum vertreten wir diese Gesichtspunkte nicht auch 
gemeinsam bei der Sowjet-Administratur? Damit hier Ge¬ 
rechtigkeit und gleichmässige Behandlung sichergestellt 
wird? . . . 

Als zweites will ich nur eine Frage stellen — eine Frage, 
die den Kern der Dinge trifft. Wir brauchen eine Einheit 
der Arbeiterklasse in Deutschland. Wir haben viel darüber 



gesprochen, warum wir sie brauchen vom Standpunkt der 
Arbeiterklasse. Ich sage: wir brauchen diese Einheit auch 
im Interesse der Sowjet-Union. Und dem will ich meine 
Frage anfügen: Was wird die Sowjet-Union sagen, wenn die 
.Einheit in der Sowjetzone das praktische Ergebnis haben 
würde, dass die Einheit in Deutschland unmöglich werden 
würde? 

Auf der Konferenz vom 20. und 21. Dezember 1945 hatte 
die sozialdemokratische Delegation die Forderung vertreten , 
dass eine Verschmelzung der beiden Arbeiterparteien nur im 
Reichsmasstabe durchgeführt und also nur von Reichspartei¬ 
tagen beschlossen werden konnte. Nur unter dieser Voraus¬ 
setzung wurde die der Konferenz vorgelegte u Entschliessung 
für die Schaffung der Einheit der Arbeiterklasse” von den 
Sozialdemokraten unterschrieben. Den in Berlin und in der 
russischen 7one erscheinenden sozialdemokratischen 'Leitun¬ 
gen wurde indessen nicht gestattet , diese einschränkenden 
Bedingungen zu veröffentlichen. Sie durften nur den Text 
der Einheit s-E nt Schliessung abd rucken. Ueber die Wirkung 
dieser Berichterstattung heisst es in einem Brief Berliner 
Sozialdemokraten vom 28. Dezember 1945: 

Zur Entschliessung der S.P.D. und K.P.D. vom 21. De¬ 
zember kommen aus den Reihen der sozialdemokratischen 
Mitgliedschaft folgende kritische Aeusserungen: Die ganze 
Sprache der Entschliessung ist unverständlich und wird als 
kommunistische Parteisprache abgelehnt. Ganz allgemein 
ist man deprimiert und stellt sich ernsthaft die Frage, hat 
Organisationsarbeit unter diesen Voraussetzungen noch 
einen Sinn? Für wen? Für die K.P.D.? Manche erwägen 
auch den rechtzeitigen Parteiaustritt mit der Begründung, 
trete ich heute aus, so trete ich aus der S.P.D. aus; trete ich 
später nach vollzogener Vereinigung aus, so werde ich als 
Saboteur der Einheit gebrandmarkt. Es ist in der Partei¬ 
mitgliedschaft nicht bekannt geworden, dass ausdrückliche 
Vereinbarungen getroffen wurden, keine gemeinsamen Wahl¬ 
listen aufzustellen und dass die Verschmelzung nur im 
Reichsmasstabc vorgenommen werden kann. Man kommt 
daher zur Auffassung, diese ganze Entschliessung sei nur 
eine Wahlmache der K.P.D. 
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Zur Beleuchtung der Stimmung seien folgende Aus¬ 
sprüche angeführt: Man kommt sich vor, wie am 1. Mai 
1933. Wer immer unbequem wird, wird abberufen. Wann 
wird die Behrenstrasse besetzt? Wir haben Grotewohl nicht 
2 ugetraut, dass er so etwas unterschreibt. Wohin gehen wir? 
In die K.P.D.? Unter diesen Umständen ist die Frage 
nicht: wie ist die Einheit möglich, sondern wie kann die 
Spaltung der S.P.D. verhindert werden? 

Folgende Sätze der Entschliessung werden als gefährlich 
und diktatorisch abgelehnt: “Die Organisationsleitungen 
werden Anweisungen an die Organisationen über die weitere 
Zusammenarbeit der Genossen beider Parteien geben . . .” 
und “. . . einmal gefasste Entscheidungen und Beschlüsse 
für alle ihre Mitglieder und Organisationen verbindlich 
sind.” Wo bleibt unter diesen Bedingungen die demokra¬ 
tische Mitwirkung der Mitglieder? 

Sehr bedenklich ist, dass heute schon von durchaus ern¬ 
sten S.P.D.-Genossen erwogen wird, ob man sich unter sol¬ 
chen Umständen noch mit einer anderen Meinung exponie¬ 
ren daf, da einem dies morgen nachteilig ausgelegt werden 
kann. Hier wirken besonders die Erfahrungen der letzten 
zw'ölf Jahre nach. 

Dass derartige Bejürchtungen nicht unbegründet waren , 
zeigen die folgenden Berichte , die um dieselbe 'Leit aus der 
russischen Zone einliefen: 

Symptomatisch für die Einmischung der Besatzungs¬ 
macht ist ein Vorgang in Mecklenburg. In Rostock fand 
am 6. Januar 1946 eine grosse Mitgliederversammlung der 
S.P.D. statt, die einmütig einer Entschliessung zustimmte, 
dass die Verschmelzung nicht das Werk von Vorständen, 
Ausschüssen oder anderen Instanzen sein könne, sondern 
durch eine Urabstimmung entschieden werden müsse. Zu¬ 
gleich wurde ausgesprochen, dass eine Einigung, die diesen 
Namen verdient, nicht lediglich in einer Besatzungszone 
erfolgen könne. . . . Die Veröffentlichung dieser Entschlies¬ 
sung in der S.P.D.-Zeitung Mecklenburgs wurde durch Or¬ 
gane der Besatzungsmacht verhindert. Statt dessen wurde 
ihr die Veröffentlichung eines Artikels aus kommunistischer 
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Feder aufgezwungen, die Sozialdemokraten, die auf dem 
Boden der Entscheidung der Rostocker S.P.D. standen, als 
‘‘Saboteure der Einheit'’, als “Reaktionäre” usw. verun¬ 
glimpfte. . . . 

Sinnfällig fiir die Situation ist der nachstehende Bericht, 
den Mitglieder des Bezirksvorstandes Magdeburg am 
1. Februar 1946 dem Zentralausschuss der S.P.D. in Berlin 
erstatteten: 


. . . Im neuen Jahr hat sich die Situation für unseren 
Bezirksverband grundlegend geändert. . . . Die meisten so¬ 
zialdemokratischen Unterbezirke sind dem Druck durch die 
russischen Besatzungsbehörden nach stundenlangen oder 
tagelangen Verhandlungen erlegen. Man schreckte auch 
nicht vor Drohungen und Verhaftungen zurück. Zwei der 
tüchtigsten Funktionäre wurden am läge der Gewerk¬ 
schaftskreiskonferenz durch Befehl der Russen nach Magde- 
burg geholt, so dass sie bei der Konferenz nicht anwesend 
sein konnten. Darüber hinaus sind unsere Parteisekretäre 
seit Wochen ständigen Ueberwachungen ausgesetzt und 
jede Rede wird im Stenogramm aufgenommen und dem 
General Kotikoff in Halle zugelcitet. . . . (Aus einem Memo¬ 
randum von Gustav Dahrendorf, der Mitglied des Zentral¬ 
ausschusses der S.P.D. in der russische Zone war, bis er sich 
im Februar gezwungen sah, in die britische Zone zu gehen.) 


Die sogenannten “Genossen von links” benutzen alle, 
und ich betone, alle, ihnen direkt oder indirekt zur Ver¬ 
fügung stehenden Mittel, um die Vereinigung der beiden 
Parteien herbeizuführen. Ich gehöre selbst zu den Opfern 
dieser Politik. Unter dem Druck der russischen Besatzungs¬ 
macht, die mich übrigens schon zweimal hat verhaften las¬ 
sen und in den beiden letzten Monaten 1945 mich ständig 
mit Verhaftung, Militärtribunal, Erschiessen usw. bedrohte, 
habe ich am 31. Dezember den Vorsitz des Landesverbandes 
Thüringen unserer Partei niederlegen müssen. Wie die Ent¬ 
wicklung weitergeht, vermag im Augenblick noch niemand 
zu sagen. . . . Die Monate, die hinter uns liegen, haben uns 
in einer anderen Beleuchtung das Bild von 1933 noch ein¬ 
mal gezeigt. . . . (Aus einem Brief vom Januar 1946 von 
Hermann Brill, der nach siebenjähriger Haft 1945 Vorsitzen- 



der der S.P.D. Thüringens wurde, unter amerikanischer Be¬ 
satzung thüringischer Ministerpräsident war und sich An¬ 
fang 1946 gezwungen sah, Thüringen zu verlassen.) 

Die Konzentrationslager Sachsenhausen und Buchen¬ 
wald sind wieder in Betrieb. Unter den Insassen befinden 
sich eine ganze Reihe von Sozialdemokraten, deren einziges 
“Verbrechen” darin bestand, dass sie gegen die Vereinigung 
aufgetreten waren. Sogar aus den westlichen Sektoren von 
Berlin sind einige Genossen verschwunden — verhaftet von 
der NKVD, ohne dass ein Grund angegeben wurde. In der 
Provinz sieht es noch schlimmer aus. Ein sozialdemokrati¬ 
scher Funktionär in Mecklenburg erhielt an einem Abend 
die Nachricht, dass neun seiner Freunde — alle Gegner der 
Einheitspartei — verhaftet wurden. (Aus einem Brief von 
Berliner Sozialdemokraten vom 2. März 1946.) 

Der Zentralausschuss der S.P.D. in Berlin gab dem wach¬ 
senden Drucke nach und fügte sich im Februar dem kommu¬ 
nistischen Wunsch, die V er Schmelzung der beiden Arbeiter¬ 
parteien in der russischen Zone bis zum 1. Mai 1946 durch¬ 
zuführen. Für Karfreitag, den 19. April, wurde ein sozial¬ 
demokratischer und ein kommunistischer Zonenparteitag ein¬ 
berufen, die die Vereinigung zu beschliessen hatten. Damit 
schien das Schicksal der unabhängigen Sozialdemokratie in 
Berlin besiegelt zu sein. Eine Einschätzung dieser Entwick¬ 
lung ist in dem folgenden Brief von Kurt Schmidt vom 16. 
Februar 1946 enthalten : 

Die alliierten Besatzungsmächte in ihren Zonen und ver¬ 
einigt für Deutschland im Alliierten Kontrollrat sind heute 
Gesetzgeber und Exekutive zugleich, auch wenn zur Durch¬ 
führung und Verwaltung deutsche Fachleute eingesetzt wer¬ 
den. Arbeiterparteien können unter diesen Bedingungen 
nur die Aufgabe erfüllen, die Interessen der Schaffenden 
gegenüber den Besatzungsbehörden zu vertreten. Um das 
zu können, wollte man die einzige Souveränität, die das 
deutsche Volk besass, nämlich seine Parteien, im Reichs- 
masstabe zusammen fassen, um so am besten die Gesamt¬ 
belange des Volkes und speziell die Interessen des schaffen- 



den Volkes durch eine geeinte Arbeiterbewegung gegenüber 
dem Alliierten Kontrollrat vertreten zu können. Aus diesem 
Beweggrund heraus wollten die sozialdemokratischen Funk¬ 
tionäre eine einheitliche und unabhängige Arbeiterbewegung 
Uir ganz Deutschland. Darum sprach man von der histori¬ 
schen Notwendigkeit der Einheit und davon, dass die Ein¬ 
heit der Arbeiterbewegung die Einheit Deutschlands fördere. 

Das änderte sich von dem Augenblick an, als von einer 
der Besatzungsmächte lebhaft der Wunsch geäussert wurde, 
die beiden Parteien — Kommunistische und Sozialdemo¬ 
kratische Partei — mögen sich vereinigen. Denn von diesem 
Augenblick an diente die Einheitsfrage nicht mehr den In- 
eressen des schaffenden Volkes, sondern den Interessen 
einer Besatzungsmacht, die diesen in der Arbeiterbewegung 
schlummernden Drang für ihre Zwecke einspannt und be¬ 
nutzt. Es geht dieser Besatzungsmacht weniger um die 
Interessenvertretung der deutschen Arbeiter, als um die 
Festigung und den Ausbau ihrer eigenen Machtpositionen. 

Der zunehmende Widerstand innerhalb der sozialdemo¬ 
kratischen Partei gegen diese Politik machte das aktive Ein¬ 
schreiten der Besatzungsbehörde notwendig. Da dieser Wi¬ 
derstand gross war, musste die Sozialdemokratische Partei 
liquidiert werden. Und dies musste bald geschehen, da sonst 
in Westdeutschland die Organisierung der Gegenaktion 
schneller voranschreiten würde und so das Uebergreifen der 
Einheitskampagne verhindert werden könnte. Im allge¬ 
meinen standen die westlichen Besatzungsmächte dieser 
politischen Entwicklung teilnahmslos gegenüber, doch 
machte sich schliesslich bei der englischen Besatzungsmacht 
mehr Verständnis bemerkbar und man war gewillt, dieser 
Frage mehr Beachtung zu schenken. 

Inzwischen wurden die sozialdemokratischen Regimenter 
in politischen Kesselschlachten in Thüringen, Sachsen und 
Mecklenburg aufgerieben und zerschlagen. Die sozialdemo¬ 
kratische Leitung in Berlin beschäftigt sich zur Zeit mit 
der Ausarbeitung der Kapitulationsbedingungen. Sie tut 
so, als sei sie noch ein gleichberechtigter Partner und bildet 
sich noch ein, der zukünftigen Einheitsorganisation ihren 
Stempel aufdrücken zu können. Man wird ihr diese Illusion 
solange nicht rauben, bis die Ueberführung der Mitglieder, 



bezw. die Auflösung der Organisation vollzogen ist. Kar¬ 
freitag soll die sozialdemokratische Partei in der Sowjetzone 
gekreuzigt werden. An diesem Tage soll sie sich auf dem 
Zonenparteitag zu Gunsten der Sozialistischen Einheits¬ 
partei auflösen, die am Ostersonntag auferstehen soll. 

Damit scheint die Schlacht um die Demokratie in der 
Sowjetzone verloren und beendet. Die Gesetzmässigkeit 
zentralistischer Organisationen, die keine andere Organisa¬ 
tion neben sich dulden kann, die grundsätzlich jede Aeusse- 
rung des gesellschaftlichen Lebens unter ihre Kontrolle 
nehmen muss, die keine sachliche Meinung oder Anschau¬ 
ung neben sich dulden kann, scheint sich durchzusetzen. 
Und wenn der Westen Deutschlands dies nicht rechtzeitig 
erkennt und seine Gegenmassnahmen trifft, wird auch er 
überrannt werden, und wir werden in ein oder zwei Jahren 
mit anderen Worten und Phrasen und anderen Motivierun¬ 
gen lind für andere Zwecke dasselbe wiederbekommen, von 
dem wir durch die siegreichen Armeen der Alliierten befreit 
wurden. Die Freiheitssonne, nach der wir uns soviele Jahre 
gesehnt haben, beginnt bereits, hinter dunklen Wolken zu 
verschwinden. 


In der russischen 7*one konnte der Widerstand in den 
sozialdemokratischen Organisationen sich gegenüber den von 
den Besatzungsbehörden geforderten Wünschen der Kom¬ 
munisten nicht durchsetzen. Sozialdemokratische Ortsgrup¬ 
pen, deren Mitgliederlisten der Besatzungsbehörde Vorlagen 
und deren V er Sammlungen in Gegenwart russischer Offiziere 
stattfanden, erklärten sich u einstimmig' bereit , die von den 
Kommunisten gewünschte Vereinigung durchzuführen. Nur 
in dem in verschiedene Besatzungs-Sektoren auf geteilten 
Berlin gab es gewisse Vbraus Setzungen dafür, dem Willen der 
sozialdemokratischen Mitglied schaff Gehör zu verschaffen. 
Aber auch in Berlin schienen diese Voraussetzungen so un¬ 
genügend zu sein, dass alle Befürworter der Vereinigung das 
Spiel auch dort f ür gewonnen hielten. Für den 1. März 1946 
wurde eine Funktionärkonferenz der Berliner Sozialdemokra¬ 
ten einberufen, von der erwartet wurde, dass sie dem TLentral- 
ausschuss das Mandat f ür die Verschmelzung mit der kom¬ 
munistischen Partei geben würde. Indessen wurde diese 
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Konferenz zu einer stürmischen Demonstration gegen die 
Zwangsvereinigung und für die Erhaltung einer unabhängi¬ 
gen Sozialdemokratie. Heber den Verlauf dieser V er Samm¬ 
lung berichtete ein Teilnehmer: 

Ungefähr zweitausend Funktionäre waren voller Span¬ 
nung erschienen, um eine verantwortungsbewusste Entschei¬ 
dung über die Vereinigung der beiden Parteien unter demo¬ 
kratischen oder diktatorischen Bedingungen zu beschlossen. 

Der Vorsitzende des Zentralausschusses der S.P.D., Otto 
Grotewohl, verlas eine lange Rede. Alles Gesagte war den 
Funktionären seit Monaten immer wieder eingetrichtert 
worden, so dass seine Rede immer wieder stürmisch unter¬ 
brochen wurde, bis Grotewohl sich hinreissen liess, zu sagen: 
“Warum kommt Ihr denn erst hierher?” Diese Frage wurde 
später von einem Diskussionsredner mit folgenden Worten 
beantwortet: “Ich will dem Genossen Grotewohl sagen, 
warum wir hergekommen sind. Wir sind gekommen, um 
die Demokratie in unserer Partei zu retten.” Dem Argu¬ 
ment Grotewohls “die Einheit der Arbeiterklasse ist die 
Sehnsucht der Sozialisten und die unbedingte Voraussetzung 
dafür, dass die Zonengrenzen in Deutschland fallen” wurde 
entgegengehalten: “Eure Zonenvereinigung der beiden Par¬ 
teien spaltet Deutschland in Ost und West” und “Du spal¬ 
test die S.P.D. Deutschlands”. 

Von den etwa zehn Diskussionsrednern sprachen zwei 
oder drei für die Politik des Zentralausschusses und für die 
Vereinigung beider Parteien in der Sowjetzone bis zum 
1. Mai. Alle anderen Redner charakterisierten übereinstim¬ 
mend die Politik des Zentralausschusses und Grotewohls 
als “Gleichschaltungs-, Kapitulations- und Blutspender- 
Politik für die Kommunisten”. Ein Spandauer Funktionär 
erklärte: “Wir haben mit unseren Mitgliedern gesprochen, 
aber der Zentralausschuss hat nur hinter verschlossenen 
Türen verhandelt. Der Zentralausschuss hat Entscheidun¬ 
gen gefällt, ohne uns zu fragen. Wir wollen, dass die Mit¬ 
glieder und nicht der Zentralausschuss über Sein oder Nicht¬ 
sein unserer Partei entscheiden”. — “Wir haben zwölf Jahre 
Diktatur hinter uns — wir wollen nicht noch einmal zwölf 
Jahre Diktatur vor uns haben”, war die Anklage eines an¬ 
deren Funktionärs. 
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Der Vertreter von Reinickendorf, Franz Neumann, hielt 
unter grossem Beifall der Versammlung eine ausgezeichnete, 
sachliche Abrechnung mit dem Zentralausschuss. “Demo¬ 
kratie in Staat und Wirtschaft ist unmöglich ohne Demo¬ 
kratie in der Partei. Ihr stellt die Partei seit Monaten vor 
vollendete Tatsachen. Ihr handelt diktatorisch und zer¬ 
schlagt die innerparteiliche Demokratie. Wir kämpfen trotz 
grosser Gefahren um die Freiheit der Meinung und der 
Kritik der Mitglieder. Die Demokratie ist unser Recht und 
unsere Pflicht. Seit Monaten versuchen wir in unserer Par¬ 
teizeitung “Das Volk” die kritische Meinung der Mitglieder 
zu Wort kommen zu lassen. Ständig wird uns von der Re¬ 
daktion geantwortet: ‘Das können wir nicht bringen; wir 
sind nicht frei; höhere Gewalt, usw.’ Handeln wir also unter 
Zwang? Dann hat das mit demokratischer Meinungsbildung 
nichts mehr zu tun.” 

Otto Grotewohl gab schliesslich zu, dass er ursprünglich 
gegen eine Verschmelzung beider Parteien in der russischen 
Zone allein gewesen war, aber seine Minung “unter dem 
Druck der Ereignisse” geändert hätte. “Endlich gibt er zu, 
dass er unter Druck gehandelt hat", hiess es in stürmischen 
Zwischenrufen. 

Franz Neumann brachte einen von der Reinickendorfer 
Partei-Organisation vorgeschlagenen Antrag ein: Die Mit¬ 
glieder der Berliner Sozialdemokratie sollten in geheimer 
Urabstimmung über die Frage der Verschmelzung mit den 
Kommunisten entscheiden. Dieser Antrag wurde mit zwei¬ 
drittel Mehrheit angenommen, nachdem der von Grotewohl 
befürwortete Antrag, für die Verschmelzung zu stimmen, 
mit vierfünftel Mehrheit abgclchnt worden war. 

Ermutigt, voller Freude, den politischen Kampf um die 
innerparteiliche Demokratie gewonnen zu haben, verliessen 
die Funktionäre die Konferenz. 

Dass die Entscheidung dieser Funktionärkonferenz weit 
über Berlin hinaus von Bedeutung war , wurde in einer Dis¬ 
kussionsrede von Karl Germer , damals Mitglied des Zentral¬ 
ausschusses der S.P.D. in der russischen Zone , ausgeführt : 

. . . Heute sind grössere Dinge als Einzelschicksale zu 
bedenken, denn heute ist das, was uns alle eint und was uns 
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als Fundament für unser politisches Handeln dient, in Ge¬ 
fahr: unsere Partei, die Sozialdemokratische Partei Deutsch¬ 
lands. . . . 

Deutschland wurde vorläufig in vier Zonen aufgeteilt, 
und das politische Leben jeder Zone war von einer anderen 
ausländischen Macht mit einer anderen politischen Grund¬ 
ansicht abhängig. Uns wurde damit als die grösste und 
dringendste Aufgabe die Erhaltung der Einheit unseres Va¬ 
terlandes gestellt. . . . 

Die Masse unseres Volkes glaubt, dass die Ereignisse in 
unserer Parteipolitik eine Folge von Unstimmigkeiten zwi¬ 
schen den Siegermächten sind. . . . Durch die Kriegsereig¬ 
nisse kam die Sowjet-Union zum ersten Male seit ihrem 
Bestehen in engste Berührung mit anderen Mächten der 
Welt. Durch die Eroberung Deutschlands bis zur Elbe ge¬ 
riet sie auch geographisch und politisch mitten hinein in die 
•Probleme Europas und der Welt. In Deutschland sitzen die 
grossen Mächte der Erde gemeinsam an einem Tisch. Wir 
können dazu beitragen, ob aus einem Bündnis von krieg- 
führenden Völkern eine vernunftgetragene Vereinigung zum 
Segen der ganzen Menschheit wird — oder nicht. In unsere 
Hände ist es gelegt, ob hier die Pflanze des Vertrauens oder 
das Unkraut des Misstrauens wächst. Wir wollen die Welt 
von unserem guten Willen überzeugen. Wir wissen, dass die 
materielle Wiedergutmachung immer nur Stückwerk bleiben 
kann. Desto grösser ist die Verpflichtung zur politischen 
Wiedergutmachung. Wir müssen alles unterstützen, was 
dem Vertrauen zwischen den Alliierten dient. Wir müssen 
uns gegen alles stemmen, was ein Misstrauen nährt. 

Wenn die Sozialdemokratische Partei hier in Berlin, in 
der fünften Zone sozusagen, den Gedanken der Wiederher¬ 
stellung eines einheitlichen Deutschlands aufgäbe, indem sie 
sich einer nur im Zonenmasstab möglichen Parteienver¬ 
schmelzung opfern würde, so würde die Welt nicht glauben, 
dass dies dem freien Willen ihrer Mitglieder entspräche. 
Denn die Welt erinnert sich nur zu gut an die Worte, die 
noch vor wenigen Monaten gesprochen worden sind. Ein 
nicht mehr zu unterdrückendes Misstrauen zwischen den 
Mächten, die sich endlich einmal zusammengefunden haben, 
wäre die Folge. Das müssen wir Deutsche und das müssen 



vor allem wir Sozialdemokraten verhindern. Ich fordere 
Euch darum auf, offen für Eure Ueberzeugung einzutreten. 
Lasst unsere Mitglieder Stellung nehmen! 


Der Beschluss der Berliner Funktionärkonferenz vom 1. 
März 1946 bedeutete, dass in Berlin, im Unterschied zur 
russischen TLone, der sozialdemokratischen Mitgliedschaft die 
Möglichkeit gegeben wurde, ihre Meinung zur Frage der 
V er Schmelzung mit der Kommunistischen Partei zum Aus¬ 
druck zu bringen. Die Urabstimmung wurde für den 31. 
März angesetzt. Der Tscntralausschuss , der auf der Funk¬ 
tionärkonferenz gegenüber dem spontanen Widerstand' der 
Mitgliedschaft unterlegen war , versuchte nun, mit Unter¬ 
stützung der russischen Besatzungsbehörden seinen Einfluss 
auf die Berliner Parteiorganisation wiederzugewinnen. In 
einem Brief an den russischen Generalleutnant Bokoff 
machte Otto Grotewohl Anfang März unter anderem die 
folgenden Vorschläge: 


A—Agitation 

Zur Erzielung einer Mehrheit bei der Urabstimmung 
über die Frage der Vereinigung muss eine planmässige Be¬ 
einflussung der Berliner Mitgliedschaft der Sozialdemokra¬ 
tischen Partei erfolgen. . . . 

Zur einheitlichen Ausrichtung der Redner in den Mit¬ 
gliederversammlungen, Konferenzen usvv. wird sofort ent¬ 
sprechendes Referentenmaterial zur Ausgabe kommen. Die 
schriftliche Einwirkung geschieht durch die Herausgabe von 
ca. zwanzig kleinen Flugschriften, die in kurzer, knapper 
und wirkungsvoller Form unter einer treffenden und an¬ 
ziehenden Ueberschrift täglich in einer Auflage von je 250,- 
000 Stück erscheinen sollen. . . . 

Form und Format soll den beiden angelegten Mustern 
entsprechen. Daneben werden Schriftplakate auf farbigem 
Papier in Betrieben, auf Strassen und an Litfassäulen ge¬ 
klebt in einer Auflage von einer halben Million. Durch 
kleine Klebezettel mit treffenden Aussprüchen und Kern¬ 
sätzen wird die Klebeaktion weiter unterstützt. . . . 



B—Organisation 

Die Durchführung der obigen Massnahmen setzt einen 
straffen und reibungslos arbeitenden Organisationsapparat 
voraus. Der Zentralausschuss sieht sich daher veranlasst, 
die Durchführung der gesamten Aktion unter der Berliner 
Mitgliedschaft von sich aus direkt zu organisieren. . . . Im 
Linzeinen ist der Ablauf der Aktion wie folgt zu organisie¬ 
ren: 

I. Besprechung interner persönlicher Art mit den bisher 
oppositionellen Kreisleitern. . . . 

7. Es ist sofort ein Verzeichnis sämtlicher Bezirksver¬ 
waltungen aufzustellen, in dem aus jedem Verwaltungs¬ 
bezirk mehrere oder ein in der Frage der Einigung zuver¬ 
lässiger Parteigenosse als Verbindungs- und Nachrichten¬ 
mann für den Verwaltungsbezirk eingesetzt wird. 

8. Durch laufende Registrierung aller Stimmungs¬ 
berichte dieser Nachrichtenmänner muss eine klare Ueber- 
sicht über die weitere Stellungnahme und Auffassung der 
Mitgliedschaft geschaffen werden. . . . 

II. Auch innerhalb der grossen Betriebe ist eine Nach¬ 
richtenübermittlung über die Stimmung der Arbeiterschaft 
in der Frage der Einheit und insbesondere über die Wirkung 
der eingeleiteten Aktion laufend herzustellen. . . . 

13. Um den 20. März herum muss unter genauester 
Prüfung der Wirkung dieser Propagandaaktion festgestellt 
werden, ob innerhalb der Berliner Mitgliedschaft und in¬ 
nerhalb des Berliner Funktionärkörpers eine Umstellung in 
der Auffassung erfolgt ist und ob diese Umstellung etwa so 
weit geht, dass mit Sicherheit sich eine grosse Funktionär- 
Versammlung finden würde, die bereit ist, nach der nunmehr 
erfolgten Umstellung der Mitgliedschaft wegen politischer 
Auswirkungen nach dem Westen auf die Urabstimmung zu 
verzichten. 

14. Die Genossen Rechner und Lehmann sind verpflich¬ 
tet, Verbindung mit dem Chefredakteur “Das Volk", dem 
Genossen Meier, herzustellen, um eine einheitliche Auffas¬ 
sung zwischen der hier eingeleiteten Aktion und den Ver¬ 
öffentlichungen des “Volk" in der Frage der Einheit herbei¬ 
zuführen. . . . 
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Schlussfolgerungen 

Die Durchführung der hier geschilderten Massnahmen 
setzt voraus: 

1. Die sofortige Beurlaubung des Genossen Lehmann, 
der Vizepräsident in der deutschen Zentralverwaltung für 
Arbeit und Sozialfürsorge ist, für den Monat März von 
seinem Amt. 

2. Die sofortige Bewilligung von 40 Tonnen 70er Rollen 
63gr Papier zum Druck der Flugblätter und Plakate. 

3. Die Sonderzuteilung von 2000 Litern Benzin für den 
Monat März. 

4. Die Stellung eines Lastwagens, mit dem es möglich 
ist, den Papierversand dauernd und exakt zu organisieren. 

Wir bitten, entsprechende Entscheidungen sofort zu 
fällen. 

Wie sich diese “planmässige Beeinflussung' der sozial¬ 
demokratischen Mitgliedschaft im russischen Sektor von 
Berlin ab spielte, wird, durch den folgenden Bericht emes 
Berliner Funktionärs illustriert : 

War es vor dem 1. März üblich, die Versammlungen der 
Sozialdemokratie nur anzumelden, so musste nach dem 
L März die Genehmigung für alle Funktionär- und Mit¬ 
gliederversammlungen mit genauer Angabe der Tagesord¬ 
nung und der Referenten fünf l äge vorher bei der örtlichen 
Kommandantur eingereicht und bestätigt werden. . . . 

In fast allen Mitgliederversammlungen und Funktionär- 
konferenzen des Bezirks waren seit dem 1. März die Offiziere 
der örtlichen Kommandantur ständig anwesend, interessier¬ 
ten sich für die Tagesordnung, die Diskussionsredner und 
den Verlauf der Tagungen. Vor den Versammlungen hatten 
die Abteilungsleiter mitunter stundenlange Besprechungen 
mit den Offizieren der Kommandantur. Nach .den Versamm¬ 
lungen erfolgte die kritische Durchsprache der Ergebnisse 
wiederum mit den Offizieren. Bei den ständigen Besprechun¬ 
gen wünschten die Offiziere die Vereinigung dringlichst zu 
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beschleunigen und alle Gegner der Vereinigung als “Reak¬ 
tionäre” auszuschalten. . . . 

Von der Kommandantur wurde den Abteilungsleitern 
mündlich mitgeteilt, dass auf den Mitgliederversammlungen 
über die Urabstimmung nicht gesprochen werden soll. In 
einer Parteiversammlung in Weissensee am 28. März 1946 
wurde dem Coreferenten das Wort verweigert mit der An¬ 
drohung, “er fliege sonst von der Bühne und aus dem Saal”. 
Ein weiterer Diskussionsredner musste seine Ausführungen 
gegen die Vereinigung abbrechen, da der anwesende russi¬ 
sche Offizier auf die Rednertribüne kam und die weitere 
Aussprache verbat. Er erklärte: “Wenn noch einmal von 
Druck und Zwang die Rede ist, wird die Versammlung auf¬ 
gelöst’ 5 . 

Der Kreisleiter eines anderen Bezirks im russischen Sek¬ 
tor wurde von der örtlichen Kommandantur sechs- bis acht¬ 
mal verhört. Ihm wurde angedroht, dass, wenn er noch ein¬ 
mal mit seinen Funktionären ohne Genehmigung zusam¬ 
menkäme — auch ausserhalb des russischen Sektors — so 
sei das illegal und er würde erschossen werden. Am 1. April 
ist er beim Betreten seiner Arbeitstelle zur Kommandantur 
zur Vernehmung gebeten worden. Dann ging es in einem 
dunkel verhängten Auto irgendwohin — und schliesslich in 
eine Zelle. Der Oberkörper musste entblösst werden. Die 
stärkste elektrische Beleuchtung brachte den Körper zum 
Schwitzen. Zweieinhalb Stunden dauerte diese Prozedur, 
dann kam che Vernehmung. Die britisch lizenzierte Zeitung 
“Der Berliner” hatte einen Bericht über die Vorgänge in 
diesem Bezirk gebracht. Von dem Verhafteten wurde ver¬ 
langt, dass er diesen Bericht widerrufen sollte. Er lehnte 
ab. Wieder zweieinhalb Stunden dieselbe Prozedur. Nach 
Stunden, ohne zu essen oder zu trinken, wurde er mit dem 
Versprechen zu schweigen entlassen. . . . 

Die Abstimmungslokale im russischer. Sektor waren der 
Kommandantur rechtzeitig gemeldet worden. Immer wieder 
wurde bei den verantwortlichen Offizieren angefragt, ob 
noch irgendwelche Bedenken wegen der Durchführung der 
Urabstimmung bestehen. Erst am 30. März, abends acht 
Uhr, erfolgte die Mitteilung der Kommandantur, dass zur 
Genehmigung der Urabstimmung noch bestimmte Vorbe- 
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dingungen zu erfüllen seien, z. B. die Einreichung von Mit¬ 
gliederlisten, der Wahlprotokolle von Abteilungsausschüs- 
sen usw. 

In Unkenntnis dieser Mitteilung waren die Sozialdemo¬ 
kraten am Sonntag, den 31. März, vor ihren zuständigen 
Abstimmungslokalen erschienen. Die Lokale mussten je¬ 
doch geschlossen, die Plakate zur Abstimmung entfernt 
und die schon begonnene Abstimmung abgebrochen werden. 

Am 31. März fand in zwölf der zwanzig Berliner Bezirke 
die Urabstimmung statt. In den restlichen acht Bezirken, 
die zum russischen Sektor gehören, wurde die Abstimmung 
verhindert, sodass von den rund 60,000 Berliner Mitgliedern 
der Sozialdemokratischen Partei rund 33,000 die MöglicKkeit 
zur Abstimmung über die folgenden Fragen hatten : 1) Bist 
Du für den sofortigen Zusammenschluss beider Arbeiterpar¬ 
teien?' 2) Bist Du für ein Bündnis beider Parteien, welches 
gemeinsame Arbeit sichert und Bruderkampf ausschliesst? 

Bei einer Wahlbeteiligung von über 70 Prozent wurde die 
erste Frage von 22,466 Abstimmungsberechtigten beantwor¬ 
tet, von denen 19,529, das heisst, über 80 Prozent mit “Nein” 
und 2937 mit “Ja” stimmten. Die zweite Frage wurde mit 
14,773 Ja-Stimmen und 5568 Nein-Stimmen beantwortet. 
Damit hatte die grosse Mehrheit derjenigen Berliner Sozial¬ 
demokraten, die die Möglichkeit hatten, ihre Meinung zu 
äussern, sich zwar für ein Bündnis der beiden Arbeiterpar¬ 
teien, aber gegen den Zusammenschluss, wie er von den 
Kommunisten gefordert wurde, erklärt. Der Zentralaus- 
schuss der Sozialdemokratischen Partei erklärte, dass diese 
Abstimmung in Berlin nichts an seinem Entschluss, die Ver¬ 
einigung im Zonenmasstabe zu vollziehen , ändern würde. 
Daraufhin sagten sich die Vertreter der unabhängigen Sozial¬ 
demokratie vom Zentralausschuss los und konstituierten sich 
am 7. April 1946 auf einer Delegiertenversammlung, auf der 
achtzehn Berliner Bezirke vertreten waren, als Sozialdemo¬ 
kratische Partei Gross-Berlins. 

Der “Brückenkopf der Demokratie” in Berlin war ge¬ 
halten■ worden. Welche Bedeutung die Verteidigung der 
Demokratie durch die Berliner Sozialdemokraten für die 
weitere politische Entwicklung in Deutschland hat, wurde 
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in einem am 11. April im ‘'TagesSpiegel” veröffentlichten 
Artikel “Brückenkopf und Brücke” von Gustav Klingel- 
hoefer ausgeführt: 

. . . Der Kampf um die “Einheit” war eine Vorentschei¬ 
dung für Deutschlands Beitrag zum Frieden der Welt, für 
Deutschlands politisches, wirtschaftliches und kulturelles 
Schicksal. . . . Set dem 7. April ist Berlin Brückenkopf und 
Brücke geworden. Berlin kann für das deutsche Volk, für 
die tätigen deutschen Demokraten, für die Sozialdemokratie 
nur Brückenkopf sein gegen innerpolitische Entwicklungen, 
die es Deutschland erschweren oder unmöglich machen wür¬ 
den, demokratische Verhältnisse als deutschen Beitrag zum 
Frieden der Welt zu sichern. . . . Berlin ist aber nicht nur 
ein Brückenkopf, sondern auch eine Brücke, wie es sich für 
eine politische Kriegführung zur Sicherung des inneren 
Friedens geziemt. 

Vor ihrer Kapitulation vom 11. Februar hatten Otto 
Grotewohl und der bisherige Zentralausschuss ein klares, 
deutsches Programm. Es lautete: Wirtschaftsaufbau durch 
Förderung sozialistischer, nicht bankrotter kapitalistischer 
Tendenzen, die rückwärts gewandten Kräften dienen; keine 
einseitige Bindung, die die Zonengrenzen verhärten und die 
Wirtschaftseinheit gefährden muss; demokratischer Neubau 
des Staates mit aktionskräftigen zentralen Gewalten, ohne 
staatsformerische Aushilfen Metternichscher oder Bismarck¬ 
scher Prägung, hinter denen der Untertanen- und sture Ge¬ 
horsamsgeist weiter gedeihen könnten; Einheit der soziali¬ 
stischen Arbeiterpartei als Mittel und Ergebnis der gemein¬ 
samen Hingabe an das Werk der zukünftigen wirtschaft¬ 
lichen und politischen Freiheit und als Kristallisationspunkt 
der fortschrittlichen Kräfte des deutschen Volkes; kein Erst¬ 
geburtsrecht der Kommunistischen Partei mit der Gefahr 
einer neuen Einparteienherrschaft; Kampf um das Lebens¬ 
recht der 66 Millionen Deutschen auf ihrem verkleinerten 
Staatsraum, das nur durch genügend Brot auf eigenem Bo¬ 
den oder durch lebensfähige Exportindustrien gesichert wer¬ 
den kann. 

Dieses Programm war eine Plattform für alle tätigen 
Demokraten und Parteien Deutschlands. ... Es \var die 
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Brücke, über die der Weg zur zukünftigen wirtschaftlichen 
und politischen Freiheit des deutschen Volkes führen 
konnte. Die Pfeiler dieser Brücke waren freilich so stark 
oder so schwach, wie Grotewohl und der Zentralausschuss 
sich als stark oder schwach erwiesen, wenn die Springflut 
kam, die man erwarten durfte. . . . 

Die kommunistische Legende ist die Behauptung der 
kommunistischen Parteiführung — sie kommt bezeichnen¬ 
derweise weniger bei Walter Ulbricht als in den Reden des 
etwas gutgläubigeren Wilhelm Pieck zum Ausdruck — die 
Demokratie in Deutschland, die Einheit der Arbeiterbewe¬ 
gung, die Einheit der deutschen Nation und die Freiheit des 
deutschen Volkes seien der Kommunistischen Partei Selbst¬ 
zweck. Die Wahrheit ist, dass sie mindestens der kommu¬ 
nistischen Parteiführung, wahrscheinlich kaum schon der 
ebenfalls durch die Legende irregeführten Mitgliedschaft, 
Mittel zum Zweck ist. Der Zweck ist die Macht der Kom¬ 
munistischen Partei und, nach dem Gesetz, nach dem die 
Kommunistische Partei angetreten ist und trotz aller Schein¬ 
wandlungen weitermarschiert, eine diktatorische Staatsform 
mit der Regierungsform des Einparteiensystems. Diesem 
strategischen Zweck sind als rein taktisches Mittel unter¬ 
geordnet der Demokratismus der Kommunistischen Partei, 
ihr Patriotismus, ihre Toleranz gegenüber dem wirtschaft¬ 
lichen Liberalismus, der Kirche und den kleinen Partei¬ 
genossen, die leidenschaftliche Betonung der Ehrlichkeit in 
der Einheitsfrage. Die Berliner Sozialdemokratie war miss¬ 
trauisch, und auch sonst findet das Zentralkomitee der 
Kommunistischen Partei wenig Glauben. . . . Weil aber mit 
der Bildung der Sozialistischen Einheits-Partei die kommu¬ 
nistische Legende eine in den deutschen Westen hinein¬ 
wirkende Machtgrundlage erhält, und weil diese Fern¬ 
wirkung die Leistung des deutschen Beitrags zum Frieden 
der Welt zu gefährden geeignet ist, wird die Zerstörung der 
kommunistischen Legende zu einem Gebot der deutschen 
Selbsterhaltung. . . . 

Demokratie, Patriotismus, Toleranz gegenüber rück¬ 
wärts gewandten Auffassungen, die Einheit der Arbeiter¬ 
bewegung sind taktische Mittel zur Sicherung des strategi¬ 
schen Zwecks: der Führung der Kommunistischen Partei 
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in Deutschland. Das ist an sich nichts Unrechtmässiges 
oder Unmoralisches. Jede Partei hat in der Demokratie das 
Recht zur Macht. Aber es ist zum Hitlerismus in Deutsch¬ 
land gekommen, weil die Demokratie zur Aufrichtung einer 
Diktatur missbraucht wurde. Auch dieser Missbrauch ist 
noch keine Schande: der demokratische Bürger hat die 
Pflicht aufzupassen. Wir haben bei Hitler nicht aufgepasst, 
als er seine legale Machteroberung mit Lügen und lügen¬ 
haften Versprechungen untermauerte und die Massen irre¬ 
führte. Aber wenn um die Macht in der Demokratie ge¬ 
kämpft wird, muss die demokratische Diskussion von irre¬ 
führenden Legenden gesäubert werden. 

Der Kampf für die Demokratie ist eine Aufgabe, die 
sich für jedes Volk bezahlt macht. Für das besetzte Deutsch¬ 
land ist er ausserdem der einzige Weg zur Freiheit. Für 
diesen Kampf um die deutsche Demokratie, für seinen Bei¬ 
trag zum Frieden der Welt wünscht das deutsche Volk von 
keiner Seite Hilfe; auch die Berliner Sozialdemokratie er¬ 
bittet für ihren Kampf keine Hilfe. Wir hoffen nur auf 
gleiche Chancen. Wir wünschen die Beseitigung von Hin¬ 
dernissen , die der Gleichheit der Chancen im Wege sind. 
Diese Hindernisse sind sehr zahlreich. Sie sind nicht nur 
verwaltungsmässiger Natur, wie die Fortdauer der Zonen¬ 
grenzen. Auch die Not um das Essen und die Existenz des 
Einzelnen, die Not um die gleichen Möglichkeiten der Par- 
teibildung und einer freien Gewerkschaftsbildung, die Not 
um eine wirkliche Freiheit der öffentlichen Diskussion, ohne 
die eine Demokratie eine Farce ist, die Not um eine propa¬ 
gandafreie Information aus der westlichen und östlichen 
Welt, von der wir lernen sollen — auch diese Nöte sind 
schwere Hindernisse für gleiche Chancen im Kampf um die 
Demokratie. Wo die Menschen hungern und um ihre 
Existenz bangen müssen, ist die freie Entschliessung des 
Bürgers in Frage gestellt. Wo Völker hungern und ihre 
Lebensfähigkeit nicht allen anderen Ueberlegungen voran¬ 
gestellt wird, kann trotz der Demokratie jede Reaktion auf 
reiche Ernte hoffen. Wir wünschen keine Hilfe zum Aufhau 
der Demokratie; aber zur Leistung unseres Beitrages zum 
Frieden der Welt bitten wir um die Beseitigung der Hinder¬ 
nisse, die der demokratischen Chance in Deutschland im 



Wege sind. Ob weisse, braune, oder rote Reaktion, eine 
Demokratie muss jeder Reaktion begegnen können. Nur 
dann kann der Brückenkopf der Demokratie, der in Berlin 
sichtbar geworden ist, auch eine Brücke zum Frieden 
werden. .. . 

Am 3. Juni 1946 — zwei Monate nach der Urabstim¬ 
mung, mit der die Berliner Sozialdemokraten allein auf sich 
selbst gestellt, ohne Zeitungen und ohne Rundfunk die Un¬ 
abhängigkeit ihrer Partei sicherten, erschien die erste Num¬ 
mer ihrer Zeitung “Der Sozialdemokrat”. Einer der Vor¬ 
sitzenden der Partei, Franz Neumann, der in der Funktionär¬ 
versammlung vom 1. März den Antrag auf Urabstimmung 
eingebracht hatte, schrieb den ersten Leitartikel der neuen 
Parteizeitung “Wir Sozialdemokraten”: 

... Es genügt nicht, dass wir uns jetzt — 13 Monate 
nach der Zerschlagung des faschistischen Systems durch die 
Alliierten — weiterhin mit negativen Tagesparolen beschäf¬ 
tigen. “Antifa” war eine Parole und Organisationsform des 
Ueberganges. Sie hat ihre Aufgabe erfüllt. Für den Aufbau 
Deutschlands ist sie abzulösen durch klare Forderungen und 
Zielsetzungen der Parteien. Die Sozialdemokratische Partei 
ist die einzige, die seit über 80 Jahren unverändert ihren 
Namen trägt. Wir führen in unserem Namen unser Pro¬ 
gramm: Sozialismus und Demokratie. Wir haben damit 
klar und deutlich ausgesprochen, dass wir, an die Tradition 
unserer Vorkämpfer anknüpfend, den Ausweg aus der Not 
unserer l äge in der grundlegenden Umgestaltung unserer 
gesamten Verhältnisse sehen. Der Nazismus war die letzte 
Chance des kapitalistischen Zeitalters. . .. Die Zeit der Dik¬ 
tatoren in der Wirtschaft ist vorbei. Es darf weder Kraut- 
noch Schlotbarone in ihrer Führung geben. 

Die Sozialdemokratie lehnt eine Beteiligung dieser Bank¬ 
rotteure am Wiederaufbau, ja, wir lehnen den Wiederaufbau 
überhaupt ab. Wir fordern einen Neubau der deutschen 
Wirtschaft. Wir sind überzeugt, dass dieser Neuaufbau der 
Wirtschaft nur nach sozialistischen Plänen gestaltet werden 
kann. Wir Sozialdemokraten würden es für unerträglich 
ansehen, wenn heute Unternehmerprofite und Kapitaldivi¬ 
denden wirtschaftliche Massnahmen in unserer Notlage 
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beeinflussen könnten. Auf einem Gebiet, das nur zwei Drit¬ 
tel des früheren Deutschland umfasst und dabei eine höhere 
Einwohnerzahl satt machen soll, ist kein Raum für privat¬ 
kapitalistische Experimente. Entscheidend für eine Wirt¬ 
schaftspolitik unter diesen Schwierigkeiten darf nur der 
Bedarf und das Interesse der Allgemeinheit sein. Partei¬ 
politisch nicht gebundene, unabhängige, “freie” Gewerk¬ 
schaften müssen bei der Produktion und der Verteilung die 
Interessen des Volkes wahren. Neben der sofortigen Ver¬ 
gesellschaftung der Schlüsselindustrien fordern wir die 
Uebernahme der Betriebe durch die öffentliche Hand, die 
bei der Aufrüstung und dem Krieg durch staatliche Sub¬ 
ventionierung ausgebaut wurden. Diese Massnahmen dürf¬ 
ten im verarmten Deutschland von allen verstanden werden. 
Sie sind notwendig, um die Wirtschaft schnellstens zum 
Laufen zu bringen. .. . 

Für uns ist die Beseitigung der Zonenschwierigkeiten 
lebensentscheidend. Die deutsche Arbeiterschaft wird unter 
Anspannung aller Kräfte ihren Beitrag zur Wiedergut¬ 
machung leisten. Man muss uns aber die Möglichkeit 
geben, indem nach der Zerschlagung der Kriegsindustrie die 
Demontage eingestellt wird. Ein arbeitendes Deutschland 
wird ein wertvolles Glied der Völkergemeinschaft werden. 
Weil wir dies wollen, fordern wir die wirtschaftliche und 
politische Einheit Deutschlands. Eine schnelle Festlegung 
der Grenzen ist eine zwingende Notwendigkeit. . . . Das 
hungernde Deutschland, das hungernde Europa müsste sich 
dagegen auflehnen, dass beste landwirtschaftliche Gebiete, 
die von uns geräumt werden mussten, ungenutzt liegen. . . . 

Wir wollen gemeinsam mit allen Parteien sachliche Ar¬ 
beit auf der Grundlage der Kameradschaft und Anständig¬ 
keit leisten. Ein Prüfstein für gemeinsames Handeln wird 
die Stellungnahme zu unserer Forderung sein, die Sozial¬ 
demokratie in allen Zonen Deutschlands zuzulassen. . .. 

Wir sind überzeugt, dass unsere alten Mitkämpfer — 
Männer und Frauen — wie immer ihre Pflicht treu erfüllen 
werden. Aber auch die Fernstehenden und vor allem die 
Jugend für unser Ziel zu gewinnen, ist eine der wichtigsten 
Aufgaben. Wir haben jetzt zwei Kriege mit den furcht¬ 
barsten Folgen erlebt. Millionen sind auf den Schlachtfel- 
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dem und unter den Ruinen der Städte geblieben. Hundert¬ 
tausende der Besten und Tapfersten hat der Faschismus in 
Gefängnissen, Zuchthäusern und Konzentrationslagern ge¬ 
peinigt oder liess sie ihr Leben auf dem Schafott und am 
Galgen enden. 

Ihr Vermächtnis erfüllen wir, wenn wir Sozialdemokraten 
für Völkerverständigung und Frieden, für eine sozialistische 
Gesellschaftsordnung cintreten. Wir erkämpfen damit für 
unsere Kinder eine schönere und bessere Zukunft. Für die 
Erfüllung dieser grossen, sittlichen Aufgaben Männer und 
Frauen zu gewinnen, Alt und Jung zu begeistern, ist ein 
hohes Ziel. 
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Es ist eine Schicksalsfrage für die neue deutsche Sozial¬ 
demokratie , ob es ihr gelingen wird , sich zur Partei der jün¬ 
geren deutschen Generation zu entwickeln. Vorläufig scheint 
der grösste Teil der deutschen Jugend noch abseits von aller 
Politik zu stehen. Sie sind skeptisch gegenüber allen ihnen 
fertig vorgetragenen Programmen. Sie haben kein 'Zutrauen 
zu der älteren Generation und deren politischen Organisatio¬ 
nen. Sie sind misstrauisch und hellhörig gegenüber allen 
Schlagworten geworden. Deswegen wirkt alles , was im heuti¬ 
gen politischen Leben Deutschlands an Formen und Metho¬ 
den der jüngsten Vergangenheit erinnert , auf die Jugend in 
besonderem Masse ab stossend. Die Besten unter ihnen wol¬ 
len Zeit haben , um selbständig ihre Anschauungen zu formen. 
Sie wollen nicht herumkommandiert und in Einheits-Organi¬ 
sationen befohlen werden. 

In einem am 7. März 1946 im “Tages spie geh 1 veröffent¬ 
lichten Brief an Wilhelm Pieck, damals Vorsitzender des 
Zentralkomitees .der Kommunistischen Partei , macht sich 
der Charlottenburger Jugendleiter der Sozialdemokratie , 
Klaus Peter Schulz , zum Sprecher dieser jüngeren Gene¬ 
ration: 

Sehr verehrter Genosse Pieck! 

. . . Ich spreche zu Ihnen heute nicht hauptsächlich als 
Sozialdemokrat (als der ich mich stets voller Stolz bekenne 
und bekennen werde), sondern als Vertreter der jüngeren 
Generation, für die ein besseres Deutschland mit freien, 
unabhängigen und urteilsfähigen Menschen das ernsteste 
Anliegen ihres Lebens ist. . . . 

Ueber ein Ergebnis der schwarzen zwölf Jahre gibt es 
unter uns keine Diskussion: wenn wir uns auch angesichts 
einer durch den Fanatismus in ein Trümmerfeld verwandel¬ 
ten Welt davor hüten wollen, selbst Fanatiker zu werden, 
so ist doch unser Hass gegen Hitlerismus und Militarismus 
fanatisch und kompromisslos. Dieser Hass gilt allerdings 
nicht Namen, sondern den Begriffen, deren Kennzeichen 
die rohe Gewalt ist. Gewalt aber ist sogar als Notwehr nur 
dann zu erlauben, wenn die Freiheit, um die wir alle ringen, 
ein dunkler Anschlag bedroht. Davon abgesehen darf nie¬ 
mand zu etwas gezwungen werden, selbst nicht zu dem, was 



wir für sein Glück halten, solange er es nicht selbst als 
solches erkennt. Denn nur die Erkenntnis führt den seines 
wahren Selbst bewussten Menschen in eine freie und glück¬ 
liche Zukunft. . . . 

Diese Verurteilung gewaltsamer Methoden schliesst den 
Zwang in allen seinen Formen ein, den physischen und den 
moralischen, die vorgehaltene Pistole wie die Verleumdung, 
die Bedrohung wie die schmähende Diskriminierung eines 
Menschen, der schweigend und unbeirrbar seinen Weg geht, 
auf den ihn die Ueberzeugung seines Herzens und Geistes 
verpflichtet. 

Aus diesem Grunde, werter Genosse Pieck, sind wir von 
der augenblicklich im Werden begriffenen “Sozialistischen 
Einheits-Partei” so masslos enttäuscht. Wir finden, dass im 
gegenwärtigen Augenblick an der Erreichung eines herrlichen 
Zieles mit Methoden gearbeitet wird, die seiner nicht würdig 
sind. Auch wir sind für die Einheit aller Werktätigen, aber 
wir sehen die Verwirklichung nicht allein in einer Verschmel¬ 
zung von S.P.D. und K.P.D., sondern in der Zusammen¬ 
fassung aller Kräfte, die zum Sozialismus drängen und stre¬ 
ben. Wir finden, dass man in dieser entscheidenden Frage 
nicht kommandieren kann: rechts schwenkt, marsch, in die 
Sozialistische Einheits-Partei — und wehe dem, der bis zum 
1. Mai nicht “aufgeschlossen”, der bis dahin nicht “Tuch¬ 
fühlung genommen” hat, “auf Vordermann” gebracht und 
“ausgerichtet” ist! Wir sehen in der ganzen Terminologie, 
in der Propagandawalze, die seit zwei Monaten “schlag¬ 
artig” auf die Volksmassen niedergeht und ihnen praktisch 
jede Möglichkeit zu selbständiger Auseinandersetzung und 
Ueberlegung nimmt, in dem sehr eindeutig, ja, drohend 
bekundeten Postulat, dass dieser Weg der einzige Weg des 
Heils sei, einen bedenklichen Rückfall in vergangene Zeiten. 
Wir hingegen glauben, dass die sozialistische Einheit nicht 
Voraussetzung ist, sondern Erfüllung nach langem Weg und 
fleissiger l at. .. . Die Einheit wird kommen, wenn wir ge¬ 
lernt haben, dem Begleiter unseres Weges weniger auf den 
Mund zu schauen, auch wenn er noch so vom Honigsam 
marxistischer Orthodoxie überfliegst, sondern auf die Hände, 
um zu prüfen, ob sie still, bescheiden und emsig mitschaffen 
an dem sozialistischen Aufbauwerk unserer Zukunft. . 



Sind wir berechtigt, von einer “historischen Stunde für 
die Nation” zu sprechen, im Hinblick auf die unter den 
gegenwärtigen Bedingungen sich formende Sozialistische 
Einheitspartei? Sollten wir nicht endlich einmal die Nei¬ 
gung loswerden, um jeden Preis grosse Worte zu machen, 
noch dazu in einer Zeit, da uns nicht zuletzt diese verhäng¬ 
nisvolle Vorliebe für grosse Worte in die tiefste Katastrophe 
unserer Geschichte gestürzt hat? All diese hochtrabenden 
Formulierungen, bezogen auf meist recht problematische 
Gegenwartsereignisse, sind bereits durch den National¬ 
sozialismus abgebraucht worden und hoffnungslos veraltet. 
Wir möchten Neues vernehmen, Neues und Zukunftsträch¬ 
tiges, und da auf dieser Erde bekanntlich alles schon einmal 
dagewesen ist, wird für uns das Schlichte, das Schlichteste 
und Simpelste wieder das Neueste sein. Wenn beispielsweise 
die erste deutsche Grosstadt blitzsauber wieder aufgebaut 
sein wird, ohne dass man eine Spur von Schutt und Trüm¬ 
mern findet, oder wenn unsere Studenten sich wirklich alle 
um echte Menschenbildung und humanistischen Geist be¬ 
mühen und keine Rowdys mehr unter ihnen sind, dann 
vielleicht sind wir berechtigt, von “historischen Ereignissen” 
zu sprechen. Dies wären echte Garantien für einen festen 
und dauernden Frieden. Aber sollte uns der Sehnsuchts¬ 
traum einer wahren Sozialistischen Einheitspartei nicht zu 
schade dafür sein, dass so mancher im stillen Kämmerlein 
wieder, wie schon einmal, seufzt und flüstert: “Was sollte 
ich denn tun? Ich musste ja! Ich wurde ja hineingezwun¬ 
gen. Schliesslich ist man doch Familienvater und hat auf 
Frau und Kinder Rücksicht zu nehmen!” Wie lange ist es 
her, dass Hunderte und Tausende der sogenannten “kleinen 
Pgs” die gleichen Argumente in den Amtsstuben hervor¬ 
stotterten? Und doch haben wir sie eindringlich belehrt, 
dass für den Mann Ueberzeugungsfragen allen anderen 
Bindungen vorgingen. . .. 

Zahlreiche Sozialisten, darüber hinaus zahlreiche Frei¬ 
heitsfreunde müssten eine Einheitspartei ablehnen, die in 
einer Atmosphäre heftigen und unduldsamen Helotentums 
vorbereitet wird. Sie müssten sie ablehnen, weil ihr Be¬ 
kenntnis zur Demokratie kein Lippenbekenntnis darstellt 
und keinem taktischen Manöver entspringt, sondern im 
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Rhythmus ihres Geistes, im Schlagen ihres Herzens ent¬ 
halten ist. 

Wenn aber die beiden Parteien weiterhin in organisatori¬ 
scher Unabhängigkeit und brüderlichem Zusammenwirken 
an dem grossen Ziel arbeiten, in Deutschland eine Demo¬ 
kratie zu schaffen, dann hat die Reaktion ihr Spiel endgültig 
verloren. Diejenigen, die heute aus materieller Not und 
teilweise verzweifelter Enttäuschung über den vielfach klaf¬ 
fenden Gegensatz zwischen Theorie und Praxis noch mit 
reaktionären Experimenten liebäugeln, dürften zu bekehren 
sein. Der dann noch verbleibende, zahlenmässig geringe, 
unbelehrbare Klüngel wäre zum natürlichen Aussterben 
verurteilt. . . . 

Ich bin der Ansicht, wir Deutschen neigen viel zu sehr 
dazu, uns um Kategorien, um Formen, um Begriffe gegen¬ 
seitig zu beschimpfen und sogar zu vernichten, statt um den 
notwendigen Inhalt besorgt zu sein, der uns vor allein in 
diesem Jahrhundert in erschreckendem Masse verloren ge¬ 
gangen ist. Der Inhalt ist das Primäre, und unsere Zukunft 
als Volk wird wesentlich davon abhängen, ob wir ihn aus 
all dem Schutt wieder ausgraben können. Ist er erst einmal 
wieder da, braucht uns um die rechte Form nicht bange zu 
sein; er wird sie sich von ganz allein schaffen und uns damit 
vor eine womöglich derart revolutionäre Situation stellen, 
dass alle unsere Parteiprogramme im Vergleich damit Kin¬ 
derträume sind. 

Aber vielleicht werden Sie diesen Brief auch zornig aus 
der Hand werfen und einen Beweis unheilbarer und ver¬ 
stockter “reaktionärer Gesinnung” in ihm sehen. In diesem 
Falle möchte ich in Sie dringen, ihn ja noch einmal, oder gar 
zum dritten- und viertenmal zu lesen und dann ganz vor¬ 
urteilslos zu prüfen, ob ein Reaktionär wirklich diese 
Sprache führen würde. Es wäre tief bedauerlich, wenn Sie 
dennoch zu diesem Schluss kämen: denn es gibt in Deutsch¬ 
land viele “Reaktionäre” meines Schlages und meines Alters. 
Von einer in ihrer Gesamtheit versagenden Vätergeneration 
1933 als blutjunge Menschen tatsächlich und geistig im 
Stich gelassen, hielten wir die furchtbare Walze des “Dritten 
Reiches” mit zusammengebissenen Zähnen durch. Hilfe kam 
uns von keiner Seite, wir mussten uns in diesem Inferno 
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selbst bewahren und bewähren, und für einen Vergleich mit 
besseren Zeiten besassen wir bei unserer Jugend wenig 
biologische Substanz. So waren wir gezwungen, ganz aus 
dem Geist heraus zu leben, die Ideale von Sozialismus, 
Freiheit, Menschenwürde tief in uns zu versenken, um sie 
rein zu erhalten für kommende Generationen und eine 
anständige Zukunft. Wir reden gemeinhin nicht viel davon, 
aber wir sind im Stillen doch ein klein wenig stolz darauf, 
dass wir es geschafft haben. Aber genau so wenig wie wir 
damals unsere Ideale preisgaben, sind wir gewillt, es heute 
zu tun. Wenn wir nicht ertragen konnten, als Unterdrückte 
zu leben, dann lehnen wir es heute auch ab, die Unterdrücker 
anderer zu sein. 

Darum wird uns die Sozialistische Einheitspartei, falls 
sie in der geplanten Form zustande kommt, nicht eher in 
ihren Reihen sehen, als bis sie den Beweis erbracht hat, dass 
sie auf alle Methoden unbilligen Zwanges und verwerflicher 
Gewalt verzichtet und keine Stellungs- und Postenjäger 
fördert, um ihre Reihen zu verstärken. Drohungen können 
uns auf unserem Weg nicht irremachen. Wer zwölf Jahre 
lang dem Nationalsozialismus und seinen Gestaposchergen 
standgehalten hat, der hört sich gelassen die Ankündigungen 
an, man werde “die Feinde der Einheit mit harter Hand 
zurechtweisen” oder man sei “entschlossen, Saboteure aus¬ 
zumerzen”. Bisher sind wir absichtlich nicht in den Ton 
gleicher Gereiztheit verfallen, bisher haben wir davon ab¬ 
gesehen, die kränkende und erbitternde Auslegung unserer 
ehrlichen Ueberzeugung mit gebührender Schärfe zurück¬ 
zuweisen; nicht aus Angst, sondern um Brücken für eine 
fruchtbare Auseinandersetzung zu schlagen. . . . 

Lassen Sie mich schhessen mit der Hoffnung, wir möch¬ 
ten die Einheit noch in solcher Vollendung erleben, dass 
wirklich keine wertvolle Kraft mehr abseits zu stehen 
braucht. Dann “führt zum Sieg der Freiheit Scharen des 
Geistes Schwert, des Rechts Panier!” — auch in unserem 
gequälten und zerschlagenen Deutschland. 



In der 7,eit, in der die Berliner Sozialdemokraten um ihre 
politische Unabhängigkeit kämpften, entwickelte sich die 
Sozialdemokratische Partei in den westlichen Besatzungs¬ 
zonen zu einer machtvollen und einheitlichen Organisation. 
A uf der Parteikonferenz in Hannover im Oktober 1945 wur¬ 
den die Grundlagen für den Wiederaufbau der Partei gelegt. 
Auf dem ersten Parteitag der wiederstandenen S.P.D., der 
im Mai 1946 ebenfalls in Hannover zusammentrat und auf 
dem 22 Bezirke aller drei westlichen 7.onen durch ordnungs¬ 
gemäss gewählte Delegierte vertreten waren, konnten die 
Berliner Sozialdemokraten nur als Gäste anwesend sein, weil 
ihre Organisation noch nicht von den Besatzungsbehörden 
anerkannt war. Indessen haben die Berliner Sozialdemo¬ 
kraten der in Hannover beschlossenen programmatischen 
Erklärung der Partei zugestimmt und den dort gewählten 
Parteivorstand für ihre Organisation anerkannt. Aus dem 
isolierten Vorposten des demokratischen Sozialismus in Ber¬ 
lin ist der Bezirk Gross-Berlin der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands geworden. Mit dem Besuch des Partei¬ 
vorsitzenden Dr. Kurt Schumacher in Berlin im Juni 1946 
wurde die Zusammengehörigkeit aller deutschen Sozial¬ 
demokraten zum Ausdruck gebracht. Heber die V er Samm¬ 
lung, in der Schumacher sprach , heisst es in einem Brief der 
Berliner Funktionärin Maria Hannemann: 


Wir hatten am 20. Juni unsere erste Grosskundgebung 
als selbständige Partei. Dr. Schumacher, der erste Vor¬ 
sitzende der deutschen Sozialdemokratie, sprach im Berliner 
Poststadium. Die hölzernen Bänke der ansteigenden Ränge 
sind den Flammen eines Bombenangriffes zum Opfer gefal¬ 
len, und die Stümpfe werden als Notsitze benutzt. Von der 
grossen Haupttribüne sind nur verrostete Eisenträger übrig¬ 
geblieben, und lehnenlose Bänke und einige Stühle schaffen 
die notwendigsten Sitzgelegenheiten für die Vertreter der 
Militärbehörden, die Presse und andere Gäste. Keine pom¬ 
pöse Fassade deckt die schweren Schäden, aber Fahnen¬ 
schmuck versucht trotzdem die Würde der Stunde zu wahren. 

Ueber 15,000 Menschen, darunter erfreulich viel Jugend, 
waren gekommen, um den Mann zu hören, der am klarsten 
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das ausdrückt, was alle Sozialdemokraten Deutschlands 
bewegt. 

Wir müssen uns heute damit begnügen, wenige Auszüge 
aus der Rede Schumachers wiederzugeben. Ihr Thema war: 
“Grenzen des Reiches — Grenzen der Freiheit.” Und gleich 
die ersten Sätze gaben wieder, was sicherlich nicht nur seine 
Zuhörer, sondern was ungezählte Menschen heute in 
Deutschland empfinden: 

“Wir kennen die Grenzen des Reiches noch nicht. Und 
bevor wir sie nicht kennen gelernt haben, werden wir das 
Reich nach innen und aussen auch nicht entscheidend ge¬ 
stalten können. Aber wir kennen die Grenzen und den In¬ 
halt der Freiheit. Die Freiheit, die wir meinen, soll nicht nur 
eine deutsche Freiheit, sondern eine Freiheit der Völker der 
Welt sein.” 

“Man könnte entgegenhalten”, so fuhr Schumacher fort, 
“dass die Deutschen sich gerade in dem Augenblick auf den 
Wert der Freiheit besinnen, in dem sie zerschlagen am Boden 
liegt. Aber wenn die Deutschen eine Aufgabe haben, dann 
ist es die, ihr eigenes Volk wohl national, selbstbewusst, aber 
frei von jedem Nationalismus als gleichberechtigt unter die 
Völker Europas und der Welt zu führen. Man kann natür¬ 
lich über dieses Land, das heute zerschmettert und zer¬ 
stückelt am Boden liegt, und über seine Ohnmacht lächeln. 
Jawohl, es hat keine Macht, aber das, was auf seinem Boden 
geschieht, das ist entscheidend für das Schicksal des zukünf¬ 
tigen Europas und der Welt.” 

Aus jedem Wort der Rede spürte man eine Aufgeschlos¬ 
senheit der ganzen Welt gegenüber, ein entschiedenes Ab¬ 
rücken von jeder Form des Nationalismus — wie er leider 
auch der S.E.D.—K.P.D. nicht fremd ist. Und diese Grund¬ 
haltung berechtigt Dr. Schumacher und die gesamte Sozial¬ 
demokratische Partei Deutschlands, auch Forderungen an 
die Siegermächte zu richten. Wenn das Potsdamer Abkom¬ 
men wirklich weiterhin gelten soll, so sagte er, dann verlangen 
wir seine Anwendung als geschlossenes Ganzes. Wenn die in 
ihm vorgesehene Demontage durchgeführt wird, dann muss 
auch die von ihm garantierte wirtschaftliche und politische 
Einheit verwirklicht werden. In einem Volke, das am Rande 



des Verhungerns ist, drohen die ungeheuren Sorgen des 
Tages alle Ansätze lebendigen demokratischen Lebens zu 
vernichten. Der Hunger hat zu einer Krise der Politik ge¬ 
führt. Und Dr. Schumacher fragte in ernster Sorge, ob 
wirklich alles geschehen sei, um die grossen Gefahren für die 
Demokratie, die durch die Verzweiflung hungernder Men¬ 
schen entstehen, abzuwenden? “Man kann uns nicht auf 
Zeit und Ewigkeit die Lebensaussichten versperren. Wir 
brauchen auch Kalorien der Zukunftsfreudigkeit und der 
] Ioffnung für unser Volk.” 

Wir .Berliner waren besonders stolz, dass Schumacher 
uns in dem Kampf um die Freiheit eine besondere Rolle 
zugewiesen hat. Wir Berliner Sozialdemokraten sind uns 
bewusst, dass wir eine Brücke zwischen.Ost und West bilden 
müssen. Die Versammlung stimmte ihm begeistert zu, als 
er den Anspruch auf Zulassung der *S.P.D. in allen Zonen 
als Grundforderung der Demokratie erhob und sich kritisch 
zu dem für die russische Besatzungszone vorgesehenen Wahl¬ 
modus äusserte. “Die Sozialdemokratie Berlins ist der grosse 
Magnet fiir^ die Ostzone,” rief Dr. Schumacher unter dem 
Beifall der Tausende. Und der Beifall steigerte sich noch, 
als er seine Rede in folgenden Worten zusammenfasste: 

“Die deutsche Sozialdemokratie will nichts sein als eine 
Partei unter anderen Parteien. Sie wdl sich aber auszeichnen 
durch die Richtigkeit ihrer Erkenntnisse, durch die Klarheit 
ihrer Politik und die Wirksamkeit ihrer Massnahmen. Sie 
schöpft das Vertrauen zu einer erfolgreichen Durchführung 
ihrer Politik daraus, dass heute das Interesse der deutschen 
Arbeitenden mit den Notwendigkeiten des ganzen deutschen 
Volkes und der Einsicht und dem Willen aller fortschritt¬ 
lichen und freiheitlichen Menschen in der ganzen Welt 
zusammenfällt.” 

Niemand kann die Berliner Sozialdemokraten von ihrem 
Genossen Schumacher trennen. Er hat ihr Vertrauen, und 
einer spricht es für alle aus, als er ihm zuruft: “Schumacher, 
komm bald wieder!” Keine Führerverherrlicbung, sondern 
wirkliches Zusammengehörigkeitsgefühl veranlasst Hunderte, 
sich an der Ausfahrt aufzustellen, um den Mann, der ihnen 
soeben aus dem Herzen gesprochen hat, nun auch einmal 
aus der Nähe zu sehen — diesen Mann, den die Kraft seiner 
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Idee die Hitler’schen Konzentrationslager überstehen liess, 
und dessen Taten und Reden ein starkes geistiges Kraft¬ 
zentrum für die freie sozialistische Bewegung Deutschlands 
darstellen. 
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